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editorial

D
er VPOD engagiert sich für 

demokratische und soziale 

Hochschulen. In diesem Sinne 

forderten wir auch bei der Einführung 

des neuen Akkreditierungsverfahrens für 

Hochschulen, dass Kriterien einbezogen 

werden, die soziale Standards und 

demokratische Mitbestimmung der 

Angestellten berücksichtigen. Liest man 

jedoch die entsprechenden Passagen in den 

verabschiedeten Akkreditierungsrichtlinien 

(vgl. S. 4-5), so hat man den Eindruck, 

dass diese lediglich als Alibi aufgenommen 

wurden. Die gültigen Akkreditierungsrichtlinien 

dürften kaum etwas dazu beitragen, prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse und autoritäre 

Entscheidungsprozesse an den Hochschulen 

zu verhindern. Im Gegenteil sind diese 

wohl ein Beitrag zur Weiterentwicklung der 

«unternehmerischen Universität», deren 

Entstehung Philippe Saner in seinem Beitrag 

(vgl. S. 6-9) am Fallbeispiel der Universität 

Bern nachzeichnet. Vom Diskurs um das 

«New Public Management» und den Reformen 

in den 1990er Jahren nachhaltig geprägt, 

stellen sich die Schweizer Universitäten 

heute als «kunden- und leistungsorientierte 

Dienstleistungsunternehmen» dar, die nicht 

mehr politisch, sondern betriebswirtschaftlich 

geführt werden.   

 

Die Verabschiedung einer politischen Steuerung 

ist jedoch nur ein Schein. Hinter diesem verbirgt 

sich eine spezifische Form von Politik: der 

Neoliberalismus. Seit mehr als zwanzig Jahren 

werden die Schweizer Universitäten neoliberal 

zugerichtet. In den Nachbarländern sieht es 

kaum anders anders aus. Für Deutschland 

diagnostiziert Alex Demirovi  eine «Zerstörung 

der Rationalität in den Bildungsinstitutionen» – 

so der Untertitel seiner neuen Buchpublikation 

(vgl. S. 15). Im Namen von Effizienz und 

Leistung wird zum einen die demokratische 

Selbstverwaltung der Universitäten abgebaut, 

zum andern werden diese zu Orten, an 

denen Bildungserfahrungen nicht länger 

selbstverständlich sind. Die Herausbildung von 

Fähigkeiten «wie die der Offenheit für neue 

Fragen und Einsichten, der kritischen Reflexion 

auf eigene Überzeugungen und Annahmen» 

ist unter einem Primat der arbeitsmarktnahen 

Ausbildung an Hochschulen nicht gewährleistet. 

Wie Thomas Ragni (S. 10-11) und Ernst Joss 

(S. 12) in ihren Beiträgen zeigen, sind die 

Arbeitsbedingungen für Wissenschaftler und 

Wissenschaftlerinnen vielfach prekär, die 

Konkurrenz untereinander wird härter, die 

Gefahr des Scheiterns höher. Nicht immer 

sind es die Besten, die die Ausleseprozesse 

bestehen und schliesslich eine Professur 

erringen. Die «Besten» brechen womöglich 

ihre Karriere bereits ab, bevor sie überhaupt 

begonnen hat. Sei es weil Industrie und 

Wirtschaft bessere Anstellungsbedingungen 

bieten oder weil eine wissenschaftliche 

Karriere mindestens so stark von 

Konformismus – der Anpassungsfähigkeit 

an autoritäre Lehrstuhlinhaber und an 

Forschungskonjunkturen – wie von der 

Qualität von Forschung und Lehre abhängt. 

Vorstösse, die dies ändern würden, sind 

nicht in Sicht. Wie Caspar Hirschi, Professor 

für Geschichte an der HSG, jüngst in einem 

Gastkommentar in der NZZ schrieb: «Unsere 

Unis sind Oligarchien, und Oligarchien sind 

weitgehend reformresistent.» (vgl. NZZ, 

28.8.2015) Hochschulpolitisch diskutiert 

wird Anderes, etwa die Frage, ob Schweizer 

NachwuchswissenschaftlerInnen hinreichend 

gefördert werden, sich gegen Konkurrenz aus 

dem Ausland durchzusetzen. Wichtiger wäre 

es, die Kriterien zu überprüfen, nach der Stellen 

im Wissenschaftsbereich besetzt werden. Und 

die Strukturen der Universität infrage zu stellen. 

Dazu würde gehören, vermehrt feste Stellen 

für wissenschaftliche Mitarbeitende in Form 

von Assistenzprofessuren zu schaffen. Unter 

dem Gewande einer neuen «unternehmerischen 

Universität» lebt immer noch auch die 

alte «Ordinarienuniversität» weiter. Beide 

zusammen verhindern, dass die Universitäten 

zu emanzipatorischen Bildungsorten werden, 

an denen Entscheidungen demokratisch 

getroffen und Mindeststandards hinsichtlich der 

Arbeitsbedingungen und Arbeitsplatzsicherheit 

durchgesetzt werden.

Johannes Gruber

Redaktion vpod bildungspolitik
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Akkreditierung: Qualitätssiegel 
oder Augenwischerei?
Welche Kriterien liegen den neuen Akkreditierungsrichtlinien für Hochschulen zugrunde und welche 
Effekte zeitigen diese? Von Ute Klotz

Der Schweizer Hochschulrat hat am 28. 
Mai 2015 Akkreditierungsrichtlinien für 

universitäre Hochschulen, Fachhochschulen 
und Pädagogische Hochschulen verabschie-
det. Innerhalb der nächsten acht Jahre wird 
gemäss diesen die Qualität von Wissenschaft 
und Forschung an den Hochschulen über-
prüft werden. Für Hochschulangehörige, egal 
ob von privaten oder öffentlich-rechtlichen 
Hochschulen, ist es wichtig zu wissen, dass 
die Akkreditierung ihrer Hochschule auch 
eine hohe Qualität von Wissenschaft und 
Forschung bescheinigt.

Hinsichtlich der Finanzierung dient die 
institutionelle Akkreditierung der öffentlich-
rechtlichen Hochschulen zudem als Vor-
aussetzung dafür, dass sie Bundesbeiträge 
erhalten und eine Programmakkreditierung1 

durchführen können. Die mit der Planung 
und Durchführung der institutionellen Ak-
kreditierung beauftragte Organisation ist die 
Schweizerische Agentur für Akkreditierung 
und Qualitätssicherung (aaq, früher: OAQ). 
Diejenigen Schweizer Universitäten und 

Fachhochschulen, die nach dem Universitäts-
förderungsgesetz vom 8. Oktober 1994 (UFG) 
oder nach dem Fachhochschulgesetz vom 6. 
Oktober 1995 (FHSG) als beitragsberechtigt 
anerkannt (Art. 75 Abs. 2 HFKG) wurden, 
werden ohne Prüfung zur jetzigen Akkredi-
tierung zugelassen werden und müssen sich 
somit fast 20 Jahre später (!) erneut einer 
institutionellen Akkreditierung stellen.2

Welche Kritierien braucht es?
Gemäss Artikel 6 der Akkreditierungsricht-
linien werden die Hochschulen akkreditiert, 
sofern die Qualitätsstandards entsprechend 
Artikel 22 erfüllt sind. Die Qualitätsstandards 
sind in fünf Bereiche aufgeteilt: (1) Quali-
tätssicherungsstrategie; (2) Governance; (3) 
Lehre, Forschung und Dienstleistungen; (4) 
Ressourcen; (5) Interne und externe Kom-
munikation.

Aus gewerkschaftlicher Sicht war man der 
Meinung, dass neben den betriebswirtschaft-
lichen und fachlichen Kriterien mittlerweile 
auch soziale Kriterien nötig seien, um der 

Situation und den Wünschen der Hochschul-
angehörigen nach mehr Mitbestimmung, 
Transparenz und Qualität gerecht zu werden. 
Es wird sich letztendlich auch in der Realität 
zeigen, ob es weitere Kriterien in den Ak-
kreditierungsrichtlinien braucht oder ob die 
bisherigen ausreichen. 

Mitwirkung oder 
Mitbestimmung?
Hier ein paar ausgewählte Beispiele. So 
heisst es im Anhang 1 (Art. 22 Abs.1) der 
Akkreditierungsrichtlinien, beim 2. Bereich 
Governance, Nr. 2.3: «[…] [dass] die repräsen-
tativen Gruppen der Hochschule […] ein ange-
messenes Mitwirkungsrecht haben und über 
Rahmenbedingungen verfügen, die ihnen ein 
unabhängiges Funktionieren ermöglichen.»
Zu betonen ist, dass hier von «Mitwirkung» 
und nicht von «Mitbestimmung» gesprochen 
wird. Für viele aktive Hochschulangehörige 
ist die Mitwirkung oftmals ermüdend und 
sinnlos, da diese nie über eine Vernehmlas-
sungsantwort, ein Informationsschreiben 

Gewerkschaftliche Forderungen 

nach sozialen und demokratischen 

Standards für die Akkreditierung 

von Hochschulen liessen sich 

bisher nicht durchsetzen.
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oder eine nachträgliche Erklärung einer 
Entscheidung seitens der Hochschulleitung 
hinausgeht. Mitbestimmung im Sinne von 
Mitentscheiden und zusammen die Verant-
wortung tragen, sieht anders aus. Auch die 
Rahmenbedingungen sind wichtig. Wenn die 
Mitwirkungsrechte wahrgenommen werden 
sollen, muss den Hochschulangehörigen 
genügend Zeit und auch die entsprechenden 
Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt wer-
den. Wenn Mitwirkung so aussieht, dass in 
kurzer Reihenfolge während dem Semester 
oder während der Prüfungszeit mehrere 
zeitintensive Vernehmlassungen stattfinden, 
bei denen die Ausarbeitung der Vernehmlas-
sungsantwort in der Freizeit erfolgt, dann fragt 
man sich, was wohl die eigentliche Absicht ist.

Im Teil D, bei den Erläuterungen zu den 
Qualitätsstandards (S. 36), heisst es zu diesem 
Punkt, dass unter anderem die folgenden As-
pekte geprüft werden: tatsächlicher Einfluss 
der Vertreterinnen und Vertreter, Trans-
parenz der Informationen, Zuweisung der 
Verantwortlichkeiten, Rahmenbedingungen 
sowie Art und Funktionsweise, die diese 
gewährleisten, sowie verfügbare Ressourcen.

Wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Nachhaltigkeit
Im Anhang 1 (Art. 22 Abs.1) der Akkredi-
tierungsrichtlinien, beim 2. Bereich Gover-
nance, Nr. 2.4 heisst es: «Die Hochschule […] 
berücksichtigt, dass die Aufgaben im Einklang 
mit einer wirtschaftlich, sozial und ökologisch 
nachhaltigen Entwicklung erfüllt werden.»

Da sich die Hochschulen immer mehr 
Richtung unternehmerische Hochschule ent-
wickelt haben, sind viele Leistungsindikatoren 
entstanden, die sicher das Kriterium einer 
wirtschaftlichen Entwicklung und vielleicht 
das einer ökologisch nachhaltigen erfüllen, 
aber sicher nicht das einer sozialen. Aus Sicht 
der Dozierenden und Wissenschaftlichen 
Mitarbeitenden stellen sich seit Jahren die 
gleichen Fragen: Inwiefern ist eine soziale 
Entwicklung der Hochschule möglich, wenn 
die Mitarbeitenden nur einen Teil der geleiste-
ten Arbeit bezahlt bekommen, wenn sie unter 
permanentem Akquisedruck von Drittmitteln 
oder dem Aufbau von neuen Studienangebo-
ten stehen, um damit ihre Anstellung zu recht-
fertigen, wenn die Anzahl der Ratsuchenden 
bei der Psychologischen Beratungsstelle steigt, 
wenn Mobbing und Bossing zur Tagesord-
nung gehören, wenn die Burnout-Quote die 
5-Prozent-Marke übersteigt und wenn keine 

fachliche Entwicklung möglich und gewollt 
ist? Grundsätzlich stellt sich hier die Frage, 
welche Kriterien für eine soziale Entwicklung 
der Hochschulen herangezogen werden.

Im Teil D, bei den Erläuterungen zu den 
Qualitätsstandards heisst es zu diesem Punkt 
(S. 37), dass die soziale Nachhaltigkeit fol-
gende Elemente enthalten kann: Stellenwert 
der Sozialpartnerschaft im Zusammenhang 
mit den Arbeitsbedingungen und dem Ar-
beitsklima; Berücksichtigung der mittel- und 
langfristigen Bedürfnisse auf allen Hierar-
chieebenen (zum Beispiel Nachwuchs) in der 
Personalentwicklungspolitik; Transparenz 
und Gerechtigkeit in der Lohnpolitik und 
in der Politik für die soziale Sicherheit, ein-
schliesslich der extern vergebenen Aufgaben; 
sowie Gesundheit und Sicherheit für alle.

Transparenz der 
Ressourcenverwendung
Die Ressourcen werden im 4. Bereich unter 
Nr. 4.1 im Anhang 1 (Art. 22 Abs.1) der Akkre-
ditierungsrichtlinien näher beschrieben. Dort 
heisst es: «[…] Mit ihrem Träger gewährleistet 
die Hochschule […] die personellen Ressour-
cen, die Infrastrukturen und die finanziellen 
Mittel, um ihren Fortbestand zu sichern und 
ihre strategischen Ziele zu erreichen. Die Her-
kunft und die Verwendung der finanziellen 
Mittel und die Finanzierungsbedingungen 
sind transparent.»

Hier wird ein Teil der seit langem ge-
wünschten Transparenz seitens der Hoch-
schulangehörigen hinsichtlich der Finanzie-
rung berücksichtigt. Die Frage ist, wie weit die 
Transparenz tatsächlich geht: wer wird – und 
wie detailliert – informiert. Wissen die Hoch-
schulangehörigen anschliessend, wer welche 
finanziellen Mittel für welche Aufgaben be-
kommen hat, ob vielleicht zwei Personen für 
die gleiche Arbeit unterschiedlich entschädigt 
wurden oder wie viel die Direktionsmitglieder 
verdienen? In einer Vernehmlassungsantwort 
wurde zudem noch der Wunsch geäussert, 
eine Bestimmung bezüglich Transparenz 
beim Rekrutierungsverfahren aufzunehmen. 
Diese Forderung ist berechtigt, hat sich doch 
in den letzten Jahren gezeigt, dass beim 
Rekrutieren von Personal verantwortliche 
Personen nicht zwischen Freund und zukünf-
tigem Mitarbeiter zu unterscheiden wussten.

Im Teil D, bei den Erläuterungen zu den 
Qualitätsstandards heisst es zu diesem Punkt 
(S. 44), dass die Evaluation der Qualifikation 
des Personals sich auch auf die Rekrutie-

rungs-, Selektions- und Beförderungsver-
fahren sowie für das akademische Personal 
auf die didaktischen und wissenschaftlichen 
Kompetenzen bezieht. Auf diese Weise soll 
auch die Evaluation die Transparenz der 
Prozesse voranbringen.

Akkreditierungsverfahren
Im Dokument «Institutionelle Akkreditie-
rung – Leitfaden und Dokumentation»3 wird 
unter anderem der Ablauf der Institutionellen 
Akkreditierung beschrieben (Verfahrens-
schritte, Kap. 1.2), die Typen der Hochschulen 
(Teil B), die Akkreditierungsrichtlinien (Teil 
C), die Erläuterungen zu den Qualitätsstan-
dards (Teil D) und der Verhaltenscodex (Teil 
E). So heisst es dort, dass die direkten Kosten 
des Verfahrens (Kap. 1.3) für öffentliche 
Hochschulen mit einem Betrag von 32000 
Franken veranschlagt werden, die Kosten 
der Selbstbeurteilung (Selbstbeurteilungs-
bericht) müssen die Hochschulen selbst 
tragen. In den hochschulinternen Prozess der 
Selbstbeurteilung sollen die Vertreterinnen 
und Vertreter der wichtigsten Gruppen der 
Hochschule (Kap. 3.1) integriert werden. Dazu 
gehören unter anderem die Dozierenden 
und die Wissenschaftlichen Mitarbeitenden. 
Interessant ist, dass in der externen Gutacht-
ergruppe, die auch eine Vor-Ort-Visite macht, 
ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden 
kommen muss (Kap. 3.2.1). Und bei diesem 
Besuch soll die Gutachtergruppe auf die 
Vertreterinnen und Vertreter der wichtigsten 
Gruppen der Hochschule treffen (Kap. 3.2.3). 
Dass ein Verhaltenscodex (Teil E) formuliert 
wurde, ist absolut notwendig. Man erwartet 
von den externen Gutachtern (S. 47), dass sie 
vorbereitet sind, und von den Vertreterinnen 
und Vertretern der Hochschule erwartet 
man, dass sie höflich und kooperativ sind, 
klar und konstruktiv antworten, und andere 
Gesprächsteilnehmende sich äussern lassen. 
Die Frage ist aber, wie eine Nichteinhaltung 
dieses Verhaltenscodexes sanktioniert wird. 

Der Akkreditierungsrat trifft seine Entschei-
dung aufgrund des Akkreditierungsantrags 
der Agentur, des Selbstbeurteilungsberichts, 
des Berichts der Gutachtergruppe und der 
Stellungnahme der Hochschule. Wer mit den 
Entscheiden des Akkreditierungsrates nicht 
einverstanden ist, kann bei der Kommission 
für Wiedererwägungsgesuche vorstellig 
werden. Diese verfasst daraufhin eine Stel-
lungnahme. Die endgültige Entscheidung 
trifft aber wiederum der Akkreditierungsrat.  

Quellenverzeichnis

Medienmitteilung der SHK zu den Akkreditierungs-

richtlinien: 

http://www.shk.ch/medienmitteilungen.html 

Institutionelle Akkreditierung – Leitfaden und 

Dokumentation:  

http://aaq.ch/download/akkreditierung_alle%20/ins-

titutionelle_akkreditierung/AAQ_InstAkk-2015_DE.pdf 

Teilnehmerliste des Hochschulrats: 

http://www.shk.ch/pdf/teilnehmerlisten/HSR_

Teilnehmerliste_05-d.pdf 

Teilnehmerliste des Akkreditierungsrats: 

http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/mes-

sage/attachments/38503.pdf 

Schweizerische Agentur für Akkreditierung und 

Qualitätssicherung: http://aaq.ch/de/ 

Kommission für Wiedererwägung: http://aaq.ch/de/

die-aaq/organisation/ 

1 Gegenstand der Programmakkreditierung sind 

Bachelor- und Masterstudiengänge.

2 Aus Sicht der Gewerkschaften, Berufsverbände 

und Hochschulangehörigen sind die Akkreditierungs-

richtlinien und der neu geschaffene und politisch 

neutrale Akkreditierungsrat sowie seine Zusammen-

setzung von Anfang an ein wichtiger Punkt gewesen. 

Der Akkreditierungsrat besteht insgesamt aus 18 

Mitgliedern, welche bis zum 31. Dezember 2018 

gewählt sind. Wer von diesen 18 Mitgliedern welche 

Interessengruppe vertritt, ist auf der Webseite, die 

gerade im Aufbau ist, noch nicht ersichtlich.

3  Gegenstand der institutionellen Akkreditierung ist 

das Qualitätssicherungssystem der Hochschulen, 

mit dem sie die Qualität ihrer Lehre, Forschung 

und Dienstleistungen gewährleisten. (aaq, 2015. 

Institutionelle Akkreditierung – Leitfaden und Doku-

mentation, S. 4. )



6    vpod bildungspolitik 192

O
liv

ie
r 

L
e
 M

o
a
l 
/ 

F
o

to
lia

.c
o

m

Seit den wirtschaftlichen Krisen der 
1970er-Jahre werden auch staatliche 

Institutionen vermehrt nach Kosten- und 
Effizienzaspekten beurteilt und sogenannten 
«Aufgabenüberprüfungen» oder «Effizi-
enzsteigerungsprogrammen» unterworfen. 
In den 1990er-Jahren kulminierte diese 
Entwicklung unter der Losung «New Public 
Management» (NPM): seitdem werden von 
diesem Amtsstellen, Spitäler, Schulen und 
Universitäten erfasst. Mit Hilfe der wissens-
soziologischen Diskursanalyse (vgl. Keller 
2008) kann am Beispiel der Universität Bern 
exemplarisch aufgezeigt werden, wie die Neu-

ordnung der staatlichen Steuerung diskursiv 
vor sich ging.

Das Operieren mit Begriffen wie «Reform» 
oder «Krise» stellt eine Technik «neoliberaler 
Gouvernementalität» im Sinne Michel Fou-
caults dar (vgl. Foucault 2004): Krisen sind 
nicht einfach da, sie müssen selbst zuallererst 
diskursiv ausgerufen und etabliert werden. 
Um die staatliche Steuerung grundlegend 
zu verändern, ihre totale Neu-Aufstellung zu 
lancieren, ist überdies ein gemeinsames Kri-
senverständnis, ein eigentlicher Konsens in 
der Diagnose über die Krise erforderlich. Die 
diesem Essay zugrundliegende Forschungsar-

beit «Verwaltete Wissenschaft. Universitäts-
management am Fallbeispiel Bern»1 nahm 
die diagnostizierte Krise am Fallbeispiel der 
Universität Bern als Ausgangspunkt für eine 
Untersuchung. Für diese ist auch das politi-
sche Umfeld von Bedeutung, in welchem die 
Reformen stattfanden.

«Kulturrevolution in der 
Verwaltung»: New Public 
Management
Die wirtschaftliche Stagnation der 1970er-
Jahre führte zu lange nicht mehr gekannten 
Phänomenen in der Schweiz: Eine hohe Ar-

Verwaltete Wissenschaft 
im Zeitalter der 
unternehmerischen Universität
Die Schweizer Universitäten befinden sich im Übergang von einer Steuerung durch die Verwaltung 
nach rechtlichen Vorgaben hin zu einem Kennziffernregime. Damit werden Konstruktionen einer 
«neuen Universität» wirkmächtig. Von Philippe Saner

Eine neue Studie widmet sich dem 

Wandel der Hochschulsteuerung 

in den letzten zwanzig Jahren am 

Fallbeispiel der Universität Bern.
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setzten sich diejenigen Kräfte endgültig 
durch, welche eine Reform der Verwaltung 
nach marktwirtschaftlichen Prinzipen for-
derten: nun diktierten diese eine rigorose 
Sparpolitik. Den neuen Reformer_innen 
galten die Restrukturierungsprogramme der 
früheren Jahrzehnte jedoch weitgehend als 
gescheitert. Widerstände in der Verwaltung, 
der Beamt_innenstatus sowie eine zu starke 
Orientierung am rechnerischen Einspa-
rungspotenzial führten sie als Gründe für 
das Misslingen bisheriger Sparprogramme 
an. Es war das Umfeld rund um den ehe-
maligen St. Galler Professor und Zürcher 
Regierungsrat Ernst Buschor, welches mit 
seiner Helvetischen Version des NPM – der 
«wirkungsorientierten Verwaltungsführung» 
– den Reformdiskurs anführte und eine regel-
rechte «Kulturrevolution in der Verwaltung» 
ankündigte. Fortan sollten die Reformen nicht 
nur auf die Verwaltung beschränkt bleiben: 
Eine Neuordnung des gesamten politisch-
administrativen Systems wurde angestrebt. 
Gegenüber bisherigen linearen Ausgaben-
kürzungen ohne entsprechende Strukturver-
änderungen sollte eine «Umwandlung der 
Verwaltung als staatlicher Vollzugsapparat in 
ein kunden- und leistungsorientiertes Dienstleis-
tungsunternehmen» (Schedler 1995, 19; kursiv 
im Original) stattfinden.

Wie jedoch gelang es den Reformer_innen, 
kritische Einwände zu unterbinden und 
allenthalben Konsens herzustellen? Steigende 
Budgetdefizite und die hohe Verschuldung 
reichten dazu nicht aus, da als politisches 
Mittel gerade nicht die früher praktizierte 
Kahlschlagstrategie eingesetzt wurde. Durch 
die systematische Unterfinanzierung staat-
licher Institutionen konnten angesichts 
zunehmender und neuer Aufgaben «Hand-
lungsdruck» und «Reformstau» geortet und 
eine «effiziente» und «leistungsorientierte» 
Verwaltung als Lösung präsentiert werden. 
Insbesondere der Sozialdemokratie, die in 
den 1980er-Jahren den damaligen Reform-
instrumenten noch kritisch bis ablehnend 
gegenüber stand, schien eine Steuerung 
durch Kennziffern und Leistungsaufträge das 
wirksamste Mittel gegen einen unkontrollier-
baren Leistungsabbau im öffentlichen Sektor. 
Durch diese vermeintliche Entpolitisierung 
des Verwaltungshandelns übertrugen die 
Reformer_innen die Definitionsmacht staat-
licher Aufgabenerfüllung von parlamentari-
schen, demokratischen Instanzen auf externe 
Berater_innen und die betriebswirtschaftliche 
Finanzkontrolle. Die rechtliche Steuerung des 
Verwaltungshandelns wurde durch eine Steu-
erung durch Kennziffern, der sogenannten 
«Governance by Numbers» (Heintz 2008), 
abgelöst.

Die enge Verzahnung von Betriebswirt-
schaft, Politik und externen Beratungsun-
ternehmen beförderte die Entstehung und 
Durchsetzung von Reformprojekten. Konsens 

kam auch insofern zustande, indem Wider-
spruch als «konservativ, rückständig und un-
produktiv» (Maeder 2001, 301) gebrandmarkt 
und systematisch sozialwissenschaftliche 
Evidenz zur Effizienz von Verwaltungshan-
deln ausgeblendet wurde. Obwohl heutzutage 
wieder Sparprogramme mit linearen Kürzun-
gen vorgezogen werden, hat sich das NPM-
Gedankengut in den staatlichen Institutionen 
wie auch im politisch-gesellschaftlichen 
Diskurs etabliert und wird von Beratungs-
büros und universitären Kompetenzzentren 
weiterbetrieben.

Krise und Reform: «Geburt der 
neuen Universität»
Die Begriffe «Krise» sowie «Reform» sind zen-
tral für den hochschulpolitischen Diskurs der 
Universität Bern ab Ende der 1980er-Jahre. 
Es häufen sich die Diagnosen von «gewissen 
Problemkreisen» und zunehmend werden 
Fragen nach den «Strategien einer gesell-
schaftsgerechten Wandlung der Universität» 
gestellt. Die Erfüllung jener fundamentalen 
Aufgabe der Universität – der «Forschung im 
Sinne der Wahrheitsfindung» –, so schreibt 
etwa der Rektor der Universität 1989, «[…] sei 
nur in einem Umfeld mit sehr viel Freiheit 
möglich. Wo Misstrauen und Kontrolle vor-
herrschen, kann fruchtbare Forschung nicht 
stattfinden».

Im darauf folgenden Jahr 1990 werden 
dann die Bezüge und Forderungen des Rek-
tors hinsichtlich mehr «Freiheit» konkreter: 
So könnten etwa nur mehr 20 Prozent der 
schweizerischen Forschungsleistung durch 
die öffentliche Hand finanziert werden, der 
grösste Teil müsse über Drittmittel und 
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beitslosigkeit, die nur durch die Ausweisung 
von Gastarbeiter_innen2 und den Rückzug 
der Frauen aus dem Arbeitsmarkt kompen-
siert werden konnte, hohe Inflationsraten 
und ein Übergang von Budgetüberschüssen 
zu Haushaltsdefiziten. Im Einklang mit 
Entwicklungen in Grossbritannien und den 
USA verschaffte dieses sozioökonomische 
Umfeld jenen Kräften Aufschwung, welche 
eine Eindämmung und Überprüfung aller 
Staatsaufgaben forderten. So reagierten etwa 
die eidgenössischen Räte mit einem vollstän-
digen Personaleinstellungsstopp ab 1974 auf 
den Einbruch der Konjunktur.

In den 1980er-Jahren verlagerte sich 
der Fokus auf die auf allen Staatsebenen 
anlaufenden Aufgabenüberprüfungen, 
Effizienzsteigerungsprogramme oder die 
«Gemeinkosten-Wertanalyse» der Unterneh-
mensberatungsfirma McKinsey. Durch das 
Engagement externer Beratungsunterneh-
men kam betriebswirtschaftliche Expertise 
in die Verwaltungsstellen. Ziel waren effizi-
entere Führungsstrukturen sowie Kostensen-
kungsmassnahmen.

Durch die erneute Wirtschaftskrise in 
den 1990er-Jahren und die Verdoppelung 
der Staatsschulden innerhalb weniger Jahre 

«Durch diese 
vermeintliche Ent-
politisierung des 
Verwaltungshandelns 
übertrugen die 
Reformer_innen die 
Definitionsmacht 
staatlicher Aufgaben-
erfüllung von  
parlamentarischen, 
demokratischen 
Instanzen auf externe 
Berater_innen und die 
betriebswirtschaftliche 
Finanzkontrolle.»
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von der privaten Industrie getragen werden. 
Durch Mittelverknappung, zunehmende 
Studierendenzahlen sowie die Unbeweglich-
keit der Fakultäten stellten sich ernsthafte 
Probleme. Zur Lösung dieser universitären 
Probleme werden nun eine «notwendige Au-
tonomie» und «unternehmerische Freiheit» 
in den Diskurs eingeführt.

Am Dies academicus 1993 kündigt der 
Erziehungsdirektor die Ausarbeitung einer 
neuen Hochschulgesetzgebung an: Er ver-
langt von der Universität, Rechenschaft ab-
zulegen und den Bürger_innen verständlich 
zu machen, «was sie tut». Nicht zuletzt solche 
Forderungen stehen symptomatisch für jene 
Jahre, in welchen das Öffentlichkeitsprinzip 
alle Sphären des Staates zu durchdringen 
beginnt. Dies jedoch stürzt eine disziplinär 
ausdifferenzierte Universität per se in ein 
Dilemma: Zu fragmentiert wäre das dadurch 
entstehende Bild der Institution als einer 
«organized anarchy». Entsprechend folgt die 
Devise bei Fuss, die Universität müsse «Ziele 
und Prioritäten» definieren und anstreben, 
bedingt durch die «Zeiten, in denen die 
finanziellen Mittel überall äusserst knapp 
bemessen sind». Nur operationalisierbare, 
mess- und letztlich vergleichbare Ziele 
und Prioritäten erlauben Rechenschaft und 
(allenfalls) Verständnis in der Bevölkerung – 
die Anrufung eines gemeinsamen «Geistes» 
durch den Regierungsrat reicht dazu nicht 
(mehr) aus.

Im Bericht zur Staatsrechnung 1994 hält 
die Finanzkommission des Berner Grossen 
Rates fest, der Kanton könne sich die heutigen 
Aufwendungen für die Universität nicht mehr 
leisten. Die Beinahe-Pleite der Kantonalbank 
und die Misswirtschaft bei der Lehrerin-
nen- und Lehrer-Pensionskasse lassen die 
Schuldenlast rasant ansteigen. Die Krise ist 
nun endgültig da und wird von Bundesrätin 
Ruth Dreifuss in ihrer akademischen Rede – 
in Anspielung auf Max Imbodens Diagnose 
aus den 1960er Jahren – verallgemeinernd als 
«helvetisches Malaise» gefasst. Die Einladung 
der neugewählten Bundesrätin offenbart 
den Wunsch nach der rettenden Hand des 
Bundesstaates in Zeiten der Not. Steigende 
Anforderungen bei gleichbleibenden oder 
gar sinkenden Mitteln öffneten den (Spiel-)
Raum für neue Lösungsansätze, so Dreifuss: 
Gesamtschweizerisch koordinierte, strategi-
sche Planungsempfehlungen, Verzichtspla-
nungen und Schwerpunktbildungen. Zudem 
begrüsst sie die Stärkung der Entscheidungs-
kompetenz der Universitätsleitungen – die 
Reform des Berner Universitätsgesetzes weise 
in die richtige Richtung. Die Grenzen der ein-
zelnen Universitäten sollen neu abgesteckt, 
die Profile gestärkt werden.

Der Rektor unterfüttert in ähnlichem Ton 
die markigen Worte der Bundesrätin und 
erkennt die anstehende Totalrevision des Uni-
versitätsgesetzes als betriebswirtschaftlichen 

Ausweg aus der Krise. Die Unterstützung 
dafür reicht von den politischen Behörden 
des Kantons (Grosser Rat und Regierungsrat) 
bis zur Bundesrätin und quer durch alle 
politischen Parteien. Wer da noch Kritik 
wagt, hat entweder die Zeichen der Zeit – die 
vielbeschworenen «äusseren Rahmenbedin-
gungen» – noch nicht erkannt oder kann 
durch den Verzicht auf Budgetkürzungen 
besänftigt werden.

Die «Reform» ist folglich das Gegen-Mittel 
zur «Krise». Das total revidierte Universi-
tätsgesetz, welches per 1. September 1997 in 
Kraft tritt, verwandelt die Universität Bern 
rechtlich von einer Abteilung der Erzie-
hungsdirektion in eine autonome Anstalt mit 
eigener Rechtspersönlichkeit. Im Gegensatz 
zur traditionellen staatlichen Steuerung geht 
die Reform weder mit zusätzlichen Finanz-
mitteln noch mit linearen Kürzungen des 
Budgets einher. Es wird aber mehr als nur 
der rechtliche Status geändert: Der Kanton 
steuert die Universität neu mittels Leistungs-
aufträgen und Globalbudgets – dazu muss 
eine autonome Organisation «Universität 
Bern» geschaffen werden. Die Konstruktion 
dieser «neuen Universität» erfolgt anhand 
der drei Kategorien Identität, Hierarchie und 
Rationalität. Sie erfolgt über betriebswirt-
schaftliche Instrumente wie «accountability» 
(Qualitätssicherung, Evaluationen und Ak-
kreditierung), Zieldefinitionen (Visionen, 
Leitbilder und Strategien), der Ausarbeitung 
formaler Strukturen (Ausdifferenzierung der 
universitären Verwaltung) und der Praxis des 
universitären Managements.

Überprüfung der Aufgaben in 
Zeiten des Ausnahmezustands
Auf Anregung der betriebswirtschaftlichen 
Finanzkontrolle entscheiden die politischen 
Behörden des Kantons Mitte der 1990er-Jahre 
«[…] das Angebot (der Universität) in den Be-
reichen Lehre, Forschung und Dienstleistung 
hinsichtlich Notwendigkeit (Sparsamkeit) 
und Kosten/Nutzen (Wirtschaftlichkeit)» 
von zwei externen Beratungsunternehmen 
analysieren zu lassen. Trotz gleichbleibenden 
Mitteln, so der Auftrag des Kantons, solle die 
Universität neue Wissensgebiete erschlies-
sen; dazu bedarf es der Umlagerung von 
Mitteln sowie des Abbaus gewisser Aufgaben-
felder. Als Geburtshelfer stehen zwei durch 
internationale Grossunternehmen inspirierte 
Beratungsfirmen zur Seite.

Das Engagement externer Berater er-
staunt nicht: Innerhalb der Universität ist 
mit erheblichem Widerstand zu rechnen. 
Durch die (Teil-)Auslagerung dieses Ent-
scheids von politischer Seite her macht sich 
diese einerseits weniger angreifbar durch 
organisationsinterne Kritik, während sich 
andererseits die Berater durch Berufung 
auf betriebswirtschaftliche, international 
akzeptierte Instrumente gegen Kritik immu-
nisieren können. Unter dem Schattenwurf 
von Effizienzsteigerung und Rationalisierung 
verschwindet folglich das Politische aus dem 
Diskurs. Der betriebswirtschaftliche Mythos 
naturalisiert den Entscheid, während er selbst 
als unschuldige Rede verbleibt.

Diverse Äusserungen von Rektor Schäublin 
verweisen jedoch darauf, dass die Universität 
den Bestrebungen zur Aufgabenüberprüfung 
nur auf politischen Druck hin nachgab. Er 
betont die konflikthaften Aushandlungs-
prozesse und verdeutlicht damit die poli-
tische Rolle des Beratungsprozesses – das 
vermeintlich verschwundene Politische tritt 
wieder zutage, auch wenn nun von «strate-
gischen Segmenten» statt Disziplinen oder 
Professuren die Rede ist, welche auf- oder 
abgebaut werden sollen. Für die Universität 
bedeutet die Aufgabenüberprüfung in erster 
Linie Mehrarbeit und Zusatzbelastungen, die 
es in einem vertretbaren Rahmen zu halten 
gelte; die Prüfung müsse die Universität 
Bern «stärken», während die Erfüllung des 
Grundauftrages «selbst in ausserordentlichen 
Zeiten» keinerlei Abstriche dulde – «und 
irgendeinmal dürfte auch bei uns wieder 
Normalität einkehren», so Schäublin im Jahr 
1995. Die Diagnose der Krise hält jedoch über 
ein Jahrzehnt an. Überprüfungen, Reformen 
und deren Implementierung werden – wie 
Lehre und Forschung – zum Alltagsgeschäft, 
«Normalität» wird zur Projektionsfläche einer 
irgendwann einmal eintretenden Zukunft. 
Stattdessen wird der Ausnahmezustand, 
so könnte man in Anlehnung an Giorgio 
Agamben (2004) konstatieren, zum Muster 
gegenwärtiger universitärer Befindlichkeit.

«Die Diagnose der 
Krise hält jedoch 
über ein Jahrzehnt 
an. Überprüfungen, 
Reformen und deren 
Implementierung 
werden – wie Lehre 
und Forschung – zum 
Alltagsgeschäft, 
‹Normalität› wird zur 
Projektionsfläche 
einer irgendwann 
einmal eintretenden 
Zukunft.»



 vpod bildungspolitik 192    9

neue hochschulen

Praktiken des Managements in 
der verwalteten Wissenschaft
Wer sich in der Universität Bern des frühen 
21. Jahrhunderts (sei es als Student_in oder 
Professor_in, sei es als Projektmitarbeiter_in 
oder als Verwaltungsangestellte_r) bewegt, 
gerät unvermeidlich früher oder später mit 
den Praktiken des universitären Manage-
ments in Berührung. Wer nicht qua Funktion 
ECTS-Punkte, Räume oder Projekte managen 
muss, wird womöglich selbst zu einer zu ma-
nagenden Einheit (v)erklärt (etwa als Kunde 
im Kundenmanagement, als Mitarbeiterin im 
Rahmen des Personalmanagements usw.). 
Aller Mythenbildungen zum Trotz hat dieser 
Zustand jedoch nichts Naturgegebenes an 
sich: Das universitäre Management als soziale 
Praxis wird durch bestimmte Akteur_innen 
diskursiv konstruiert. Interessant ist unter 
anderem, dass der Begriff «Management» in 
Jahresberichten, Strategiepapieren und Leis-
tungsaufträgen bis weit in die 2000er-Jahre 
nur selten auftaucht. Und bis heute scheint 
in der universitären Selbstbeschreibung die 
ungeschriebene Prämisse Bestand zu haben, 
dass «Universität» und «Management» nicht 
recht zusammen passen wollen.

Erstaunen löst die Tatsache aus, dass es 
rund 10 Jahre dauerte, bis die in den Refor-
men von 1997 zu Gesetzeskraft erhobenen 
Prämissen des NPM ihre konkret-materiale 
Gestalt gefunden haben und sich ein «uni-
versitäres Dispositiv» bildete, zu dem neben 
dem Universitätsgesetz die Universitätsver-
ordnung, das Universitätsstatut, das Leitbild, 
die Mehrjahresplanungen, Strategiepapiere, 
diverse neue Reglemente sowie Leistungs-
aufträge und Globalbudgets zu zählen sind. 
Die effektive Umsetzung des NPM an der 
Universität Bern bedurfte letztlich nicht nur 
dieses juristischen und technisch-instru-
mentellen Dispositivs, sondern auch eines 
Human-Dispositivs. Die Ausdifferenzierung 
der universitären Verwaltung bringt eine 
eigentliche Planungs- und Kennziffernbüro-
kratie hervor. Der Ausbau der Universität in 
den letzten zwei Jahrzehnten basiert – nebst 
dem starken Wachstum der Studierenden-
zahlen – auf einem überdurchschnittlichen 
Ausbau der Verwaltung: Während die Zahl 
der Professor_innen von 1996 bis 2009 nur 
um 2,5 Prozent zunimmt, steigt die Zahl der 
Verwaltungsangestellten im selben Zeitraum 

um 77 Prozent. Es ist davon auszugehen, 
dass künftige Reformschritte stets die Inte-
ressen dieses neuen Human-Dispositivs zu 
berücksichtigen haben. Haupthindernis für 
Universitätsreformen dürften bald nicht mehr 
nur störrische Professor_innen oder Studie-
rende, sondern auch Verwaltungsangestellte 
sein. Oder wie der Historiker Hans-Ulrich Jost 
lakonisch dazu anmerkt: «Damit begann defi-
nitiv die Zeit der ‹verwalteten Wissenschaft›» 
(Jost 2007, 156).

Numerische und ikonische 
Differenz
Mit dem Übergang von einer direkten politi-
schen Steuerung zu einer Selbst-Steuerung 
durch Leistungsaufträge, Kennziffern und 
das Management-Dispositiv kommt es auch 
zur Ablösung der rhetorischen durch eine 
ikonische Semantik. Hundertfünfzig Seiten 
lange Rechenschaftsberichte dienen der 
Rechtfertigung gegenüber einem Staat, der 
seine Institutionen kontrollieren will. Vier-
zigseitige Jahresberichte mit Leitsprüchen, 
Bildern und Statistiken hingegen richten sich 
an potenzielle Kund_innen und Investor_in-
nen. Damit ist für Transparenz und Öffent-
lichkeit gesorgt, das Controlling besorgt die 
«neue Universität» über interne Märkte und 
Indikatorensteuerung gleich selbst. Dies lässt 
sich keineswegs ausschliesslich durch die 
enorm gestiegenen Möglichkeiten an visueller 
Datenverarbeitung erklären: Kommunikati-
on mittels Zahlen, Statistiken und Bildern 
erhöht die Erfolgswahrscheinlichkeit einer 
Mitteilung. Quantifizierung und Visualisie-
rung erleichtern durch ihre kommunikative 
Eigenwirkung die Herstellung von Akzeptanz 
und damit auch Konsens.

In ihrer Selbstbeschreibung betreibt die 
Universität eine eigentliche De-Lokalisierung, 
welche die Internationalisierungs- und Diver-
sifizierungsbestrebungen verdeutlichen soll 
– ihre «Stakeholder» sitzen längst nicht mehr 
(nur) in Berner Amtsstuben. Ein Ebenbild 
finden diese Bestrebungen in der globalen 
Diffusion von universitären «Rankings» und 
«Ratings», welche zwar nicht für «strategi-
sche Überlegungen» der Universitätsleitung 
berücksichtigt würden, auf die aber trotzdem 
kommunikativ reagiert werden muss.

Was sich letztlich an der Universität Bern 
wie andernorts zeigt, ist die Abkoppelung 

zweier unterschiedlicher Universitätswelten: 
Gemeint ist die Trennung in den eigentlichen 
«Wissenschaftsbereich» auf der einen Seite 
(Forschung und Lehre), und den «Führungs- 
und Administrationsbereich» auf der anderen 
Seite, der sich selbst als «die Universität» 
bezeichnet. Ein Blick auf die Organigramme 
heutiger Universitäten liefert optisch klare 
Antworten auf die Frage nach Hierarchien 
im Verhältnis der beiden.

Die Universität Bern hat eine Grösse und 
Heterogenität erreicht, dass jeder Versuch 
zur Etablierung eines Gefühls von Zusam-
mengehörigkeit im Rahmen einer «corporate 
identity» unweigerlich scheitert. Was über 
Identität nicht gelingen kann, wird deshalb 
über Kennziffernsteuerung, Leistungsver-
gleiche, Märkte, inszenierte Wettbewerbe 
und einen ständig wachsenden Verwaltungs-
körper versucht: Um Ungleiches vergleichen 
zu können, muss – allen Versprechen auf 
qualitative Indikatoren zum Trotz – auf 
quantitative Vergleichsmassstäbe zurückge-
griffen werden. Was als «unternehmerische 
Autonomie» in den Diskurs eingeführt wurde, 
entpuppt sich letztlich als Neuauflage jener 
überwunden geglaubten Planbürokratie, die 
alles und jede_n zu erfassen, kategorisieren 
und visualisieren versucht. Daneben braucht 
es auch den politischen Willen, um dieses 
Ungleiche für den – schweizerischen wie 
internationalen – Standortwettbewerb zusam-
menzuhalten. Würden diese permanenten 
Vergleiche («Vergleichsdispositiv») sowie der 
politische Wille zum Zusammenhalt fehlen, 
drohte «die Universität» ständig auseinan-
derzufallen, sich zu verflüchtigen. Um der 
Diffusion und Auflösung zuvorzukommen, 
sind die genannten betriebswirtschaftlichen 
Instrumente und politischen Bekenntnisse 
von Rektor_innen und Politiker_innen un-
abdingbar, welche die Angehörigen unauf-
hörlich an die Existenz «ihrer Universität» 
erinnern sollen.  

Philippe Saner ist Soziologe und wissenschaftlicher 

Mitarbeiter sowie Ko-Projektleiter von «Art.School.

Differences: Researching Inequalities and Normativities 

in Higher Art Education» am «Institute for Art Education» 

der Zürcher Hochschule für Künste.
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Aus linker und gewerkschaftlicher Pers-
pektive sind hochschulpolitisch folgende 

drei Fragen von besonderem Interesse: 1. Ha-
ben sich in der Schweiz im langfristigen Trend 
die Chancen des universitären Mittelbaus 
generell verschlechtert, eine universitäre Kar-
riere hinzulegen? 2. Haben sich die Chancen 
speziell des schweizerischen wissenschaftli-
chen Nachwuchses seit der Einführung des 
Abkommens über die Personenfreizügigkeit 
(FZA) mit der EU 2002/03 verschlechtert, eine 
universitäre Spitzenposition zu erklimmen? 
3. Haben sich im langfristigen Trend prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse im akademischen 
Mittelbau der Universitäten allgemein aus-
gebreitet? 

Statistische Indikatoren sind leider rar ge-
sät, die über die Entwicklung der Lage und der 
Karriereperspektive des universitären Mittel-
baus aussagekräftig sind. Mit den verfügbaren 

Kennzahlen sind die hier interessierenden 
Fragen nur mit viel Interpretationsaufwand 
zu beantworten. Ich will das nachfolgend 
möglichst transparent nachzeichnen.

Zunahme des Mittelbaus und der 
ausländischen Mitarbeitenden
Zwei ganz grobe Indikatoren, die über die 
beiden ersten Fragen Auskunft geben kön-
nen, sind die langfristige Entwicklung der 
Prozentanteile des universitären Mittelbaus 
beziehungsweise der ausländischen Univer-
sitätsmitarbeitenden (aller Stufen):   
 Die relativen Anteile der ProfessorInnen 
sinken und jene des universitären Mittelbaus 
steigen, besonders deutlich jeweils in den 
Historischen- und Kulturwissenschaften 
(vgl. Abbildung 1). Die Karrierechancen des 
gesamten Mittelbaus werden mit der Zeit in 
allen Disziplinen immer geringer. Aus linker k
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Perspektive etwas heikler, weil leicht chauvi-
nistisch (miss-?)zuverstehen, ist die Frage der 
Karrierechancen des schweizerischen wissen-
schaftlichen Nachwuchses (vgl. Abbildung 2).

Auch hier lässt sich scheinbar unbezweifel-
bar – nämlich statistisch objektiv und exakt 
– zeigen, dass in sämtlichen Disziplinen die 
relativen Anteile der ausländischen Univer-
sitätsmitarbeitenden ansteigen, besonders 
deutlich in den naturwissenschaftlichen und 
technischen Bereichen. Der ausländische 
Konkurrenzdruck auf den schweizerischen 
universitären Nachwuchs nimmt trendmässig 
zu, und entsprechend werden seine Karriere-
chancen stetig kleiner. Allerdings ist mit jeder 
Kennzahl ein besonderer Blick verbunden. 
Werden andere Kennzahlen hinzugezogen, 
verrät dies eine andere Perspektive oder ver-
mag dies sogar die Perspektive zu verändern. 

Zunächst erstaunt, dass die Einführung 
der Personenfreizügigkeit (FZA) mit der EU 
ab 2002/03 überhaupt keine Spuren in den 
bisher betrachteten Zeitreihen hinterlassen 
hat; die Trendanstiege in Abbildung 2 sind 
zum Beispiel bereits seit 1987 zu beobachten. 
Um eine veränderte Blickrichtung einzuneh-
men, genügt es bereits, die entsprechenden 
Entwicklungen der absoluten Zahlen zu 
betrachten (vgl. Abbildungen 3 und 4). 

Sowohl die absolute Zahl der ProfessorIn-
nen als auch die absolute Zahl der schwei-
zerischen Universitätsmitarbeitenden hat in 
(fast) allen Disziplinen langfristig – schon 
lange vor Einführung des FZA – deutlich 
zugenommen. Einzige Ausnahme bilden 
die Naturwissenschaften, wo die Zahl der 
schweizerischen MitarbeiterInnen seit 1980 
beinahe stagniert hat. Plötzlich erscheinen die 
geringeren Karrierechancen des universitären 
Mittelbaus insgesamt beziehungsweise der 
schweizerischen Universitätsmitarbeitenden 
in einem anderen Licht: Zwar ist für beide 
Gruppen zweifellos die Konkurrenz härter 
geworden, eine erfolgreiche Universitätskar-
riere zu realisieren, aber die «Fleischtöpfe» 
sind absolut betrachtet für sie nicht kleiner, 
sondern grösser geworden. 

Naheliegend ist darum die Interpretation, 
dass es sich zumindest bei der Entwicklung 
der zunehmenden ausländischen Konkurrenz 
um die Folgen eines Flaschenhalsphänomens 
handelt: Ohne den beständigen Nettozustrom 
von hochqualifizierten Arbeitskräften wäre 
die Qualität der universitären Forschung 
und Lehre am Standort Schweiz gesunken. 
Einige Stellen hätten vielleicht gar nicht be-
setzt werden können, weil keine geeigneten 
Schweizer BewerberInnen hätten rekrutiert 
werden können.

Mit Selbstausbeutung im 
Konkurrenzkampf bestehen
Ganz anders als die Interpretation für den 
schweizerischen universitären Mittelbau 
muss die Interpretation für den universitären 

Mit dem Sparen steigt 
die Konkurrenz
Analysen zur Lage und Karriereperspektive des Mittelbaus an den 
Schweizer Universitäten im langfristigen Trend. Von Thomas Ragni
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Mittelbau insgesamt ausschauen: Dass seine 
Zahl deutlich überproportional angewachsen 
ist relativ zu den universitären Spitzenposi-
tionen, hat sicher zu einem guten Teil mit 
den bürgerlichen «Sparbemühungen» im 
öffentlichen Sektor zu tun. Sie haben den 
Anteil prekärer – unsicherer und schlecht 
bezahlter – Beschäftigungsverhältnisse 
deutlich ansteigen lassen. Der universitäre 
Mittelbau lässt sich dies allerdings gefallen, 
das heisst er geht diese prekären Arbeitsver-
tragsverhältnisse wirklich – und nicht nur 
scheinbar – freiwillig ein. Denn bei sehr 
hoch qualifizierten Personen reflektiert eine 
prekäre Beschäftigung nicht faktische Alter-
nativlosigkeit auf dem Arbeitsmarkt, sondern 
eine selbstausbeuterische, individuell jedoch 
strikt rationale Strategie. Sie schöpft sich 
aus der Motivation, die Karrierechancen 
gegenüber der immer härter werdenden 
Konkurrenz zu maximieren. Klar muss aber 
sein, dass insgesamt betrachtet diese Art 
des sogenannten positionalen (oder Rang-)
Wettbewerbs (Fred Hirsch) nichts zur Qua-

litätsverbesserung der wissenschaftlichen 
Forschung und Lehre beiträgt, wie das die 
neoliberalen Bildungspolitiker gebetmühlen-
haft behaupten. Denn der Rangwettbewerb 
setzt unvermeidlich ein Nullsummenspiel in 
Gang und führt im Extremfall zur «Winners-
take-it-all»-Logik (Robert Frank), in welcher 
allein der Turniersieger die Siegprämie ein-
streicht und alle anderen Turnierteilnehmer 
leer ausgehen. Diese Art des Wettbewerbs 
muss sich kontraproduktiv auswirken, weil 
sie flexibel zusammengesetzte Teambildun-
gen erschwert, zu wissenschaftlich nutzlosen 
Profilierungsübungen anreizt und hierar-
chisch-strategisches Denken fördert. Wer 
einem wann und wie nützen könnte, welche 
Koalitionen klugerweise zu schmieden sind, 
wem man nach dem Mund reden sollte – all 
das verträgt sich weder mit der geistigen 
Unabhängigkeit des wissenschaftlichen For-
schens noch mit echter Freundschaft, welche 
entscheidend zur Freude am Forschen und 
damit auch zu ihrer Produktivität beiträgt.

Steigende Arbeitslosigkeit bei 
gebremster Zuwanderung?
Nochmals das statistisch erhärtete Faktum 
festgehalten: Die Konkurrenzsituation ins-
gesamt im universitären Mittelbau wird im 
langfristigen Trend härter, und auch die 
ausländische Konkurrenz wird zunehmend 
grös-ser – ganz unabhängig von der Einfüh-
rung des FZA. Beides kann sich nicht nur 
darin niederschlagen, dass Bewerberinnen 
und Bewerber für Karrierejobs immer häu-
figer abgelehnt werden, sondern kann sich 
auch darin äussern, dass bei gehemmter 
und verzögerter Immigration ausländischer 
hochqualifizierter Personen der sogenannte 
Mismatch gleichwohl weiter zunimmt 
(das heisst die Unvereinbarkeit zwischen 
Jobanforderungen und verfügbaren Job-
kompetenzen, bildlich gesprochen: dass 
sich der Flaschenhals weiter verengt). Beides 
kann zu ansteigender Arbeitslosigkeit auch 
unter (schweizerischen) Hochqualifizierten 
führen.  

neue hochschulen

Prozentanteile der ProfessorInnen und AssistentInnen 
/ wissenschaftliche MitarbeiterInnen an sämtlichen 
Universitätsmitarbeitenden von 1980 bis 2014,  
total und je Disziplin (Auswahl). Quelle: BFS; eigene Berechnung

1. 2.
Prozentanteile der ausländischen 
Universitätsmitarbeitenden von 1980 bis 
2014, total und je Disziplin (Auswahl). 

Quelle: BFS; eigene Berechnung

3.
Zahl der ProfessorInnen von 1980 bis 2014, 
total und je Disziplin (Auswahl). 

Quelle: BFS; eigene Berechnung
4.

Zahl der schweizerischen Universitätsmitarbeitenden 
von 1980 bis 2014, total und je Disziplin (Auswahl). 

Quelle: BFS; eigene Berechnung
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E ine klassische wissenschaftliche Karriere 
beginnt nach dem Studium mit einer 

Dissertation. Im naturwissenschaftlichen 
Bereich sind dafür vier bis sechs Jahre veran-
schlagt. In der Schweiz ist die Besoldung der 
Doktorierenden auf einer Qualifikationsstelle 
im internationalen Rahmen relativ grosszügig 
bemessen, auch wenn diese lediglich knapp 
über dem Mindestlohn des Detailhandels 
verdienen. Anschliessend folgt mindestens 
ein Aufenthalt als Postdoc im Ausland von 
jeweils zwei bis fünf Jahren Dauer, oft mit 
mehreren Wohnortwechseln. Dies in einem 
Alter, wenn andere eine Familie gründen 
und eventuell eine Wohnung kaufen. Für 
Personen in einer festen Beziehung oder mit 
Kindern ist ein längerer Auslandaufenthalt 
besonders herausfordernd und schreckt viele 
ab. Für den Auslandsaufenthalt stehen unter 
anderem Stipendien des Schweizer Natio-
nalfonds (SNF) zur Verfügung. Dies eher 
grosszügig: der SNF gab 2014 44.6 Millionen 
Franken für Postdocstipendien aus – auch für 
Personen, die erst für die Dissertation in die 
Schweiz kamen und diese wieder verlassen.

Prekarisierte Stellen
Die ersten Schritte einer wissenschaftlichen 
Karriere sind relativ einfach zu absolvieren. 
Oft stellen sich Probleme erst anschliessend. 
In der Schweiz gibt es Stipendien, mit welchen 
man begabte Leute zurückholen will, die sich 
in anderen Ländern wissenschaftlich etabliert 
haben. Diese Stipendien sind wiederum 
zeitlich befristet. Das Gleiche gilt für Förder-
professuren, für welche der Nationalfonds 
77.5 Millionen Franken (Gehälter und For-

schungsaufwendungen) ausgibt und 
welche nach vier bis sechs Jahren 
ablaufen – ohne Garantie für eine 
feste Anstellung. 

Grundsätzlich stellt sich hier das 
Problem der wenigen Dauerstel-
len an unseren Hochschulen. An 
der ETH steht normalerweise pro 
Professorin eine Festanstellung 
für nur einen Oberassistenten zur 
Verfügung. Dies bedeutet, dass der 
Wissenschaftler entweder Professor 
wird oder den Wissenschaftsbetrieb 
oder das Land nach 6 Jahren als 
Postdoc oder Oberassistent verlassen 
muss. Festangestellte sollten zudem 
nicht mehr als 10 Jahre jünger als 
die Professorin sein, da nach deren 
Pensionierung der neue Stellenin-
haber die Forschungsrichtung neu 
ausrichtet – dies führt nicht selten 
zu Schwierigkeiten. Temporäre Stel-

len haben mannigfaltige Nachteile. Durch 
diese geht an den Hochschulen viel Wissen 
verloren. Wissen, welches von neuen Mitar-
beitenden wieder neu erworben werden muss. 
Diese sind zudem einer langfristigen Unsi-
cherheit ausgesetzt, sodass in einem Land 
mit hohem Lebensstandard wie der Schweiz 
auch für begabte Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler die Versuchung gross ist, sich 
gar nicht auf eine wissenschaftliche Karriere 
einzulassen. Für viele angehende Forschende 
aus andern Ländern ist dies anders. Der Lohn 
einer Temporärstelle an einer Schweizer 
Universität ist für diese oftmals attraktiv. 
Dies führt dann dazu, dass sich die begabten 
Schweizerinnen und Schweizer eher von einer 
wissenschaftlichen Karriere abwenden und 
wir zunehmend nur noch Leute aus anderen 
Ländern finden und diese abwerben.

Ein Blick nach Frankreich zeigt, dass es dort 
viel mehr unbefristete Stellen gibt und dass 
dort bei Bewerbungen die Absolvierenden 
einer französischen Hochschule bevorzugt 
werden – im Gegensatz zur Praxis in der 
Schweiz. Ein klarer Nachteil für unsere ein-
heimischen WissenschaftlerInnen.

Wie selektionieren?
Die von mir interviewten Naturwissenschaft-
lerInnen kritisierten auch das Selektionsver-
fahren. So sind die Gremien, welche über die 
Vergabe der Stipendien entscheiden sollen, 
sehr breit ausgerichtet. Bei SNF-Professuren 
ist es so etwa nicht garantiert, dass ExpertIn-
nen für das jeweilige Spezialgebiet im Komi-
tee sind, was unabhängig von der Qualität 
des Antrags dessen Beurteilung beeinflusst.

Hier stellt sich grundsätzlich die Frage der 
Selektionskriterien. Die Selektion basiert sehr 
stark auf den Publikationen. Dabei spielt die 
Zahl der Publikationen eine (zu) grosse Rolle. 
Neben der Zahl der Publikation ist auch das 
Renommee der jeweiligen Zeitschrift wich-
tig. Ausserdem hat sich teilweise auch der 
«Citationsindex» etabliert. Mit diesem wird 
gezählt, wie oft eine Arbeit zitiert wurde: Eine 
fragwürdige Methode, die zeigt, wie schwer 
man sich bei der Beurteilung der Qualität von 
wissenschaftlicher Arbeit tut.

Die Schweizer Hochschulen und insbe-
sondere die beiden ETHs versuchen stets 
internationale «Topshots» anzustellen. Dies 
führt dann dazu, dass oft Professoren von 
andern Hochschulen abgeworben werden. 
Diesen Weg beschreiten auch Schweizer. 
Ein ETH-Absolvent, der nach einem Postdoc-
Aufenthalt in den USA bei der Bewerbung 
für eine Assistenzprofessur an der ETH 
scheiterte, erhielt eine Assistenzprofessur 
am renommierten Massachusetts Institute of 
Technology (MIT). Damit war er auch für die 
ETH einer Professorenstelle würdig. Wenn 
wir jedoch nur jene anstellen, die schon im 
Ausland – insbesondere in den USA – Karriere 
machten, verlieren wir viele begabte Leute. 
Rückholstipendien können deshalb nur zur 
Schadensbegrenzung dienen. Wenn Profes-
sorenstellen für die Rückkehrwilligen bereit 
gehalten werden, führt dies dazu, dass man 
bei uns nicht Karriere machen kann, ohne 
die Schweiz bzw. Europa verlassen zu haben.

Wer sich auf eine wissenschaftliche Karrie-
re einlässt, der muss damit rechnen, während 
längerer Zeit befristete Arbeitsverhältnisse 
einzugehen. Dies oft in wechselnden Ländern, 
zu einer sehr schlechten Bezahlung und 
häufig ohne Sozialversicherung. Alles mit der 
Unsicherheit vielleicht im Alter von 40 Jahren 
dann die Chance auf eine wissenschaftliche 
Laufbahn doch endgültig begraben zu müssen 
und ohne Erfahrung in Industrie und Wirt-
schaft eine Stelle suchen zu müssen.

Wichtigste Folgerungen?
Unser Land gibt viel Geld aus, unsere Leute ins 
Ausland zu schicken. Aber es wird zu wenig 
Geld verwendet, um ihnen bei uns später eine 
Perspektive in Form einer Festanstellung zu 
bieten. Die wenigen Feststellen gehen zudem 
oft an Personen, welche im Ausland bereits 
Karriere machten. Statt Postdocstipendien 
fürs Ausland auszubauen, sollten mehr 
Feststellen an den Schweizer Hochschulen 
geschaffen werden, um den jungen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern mög-
lichst bald eine klare Perspektive zu geben.  

neue hochschulen

Prekärer Karriereverlauf
Eine Nachfrage bei jungen NaturwissenschaftlerInnen aus dem persönlichen Umfeld verdeutlicht, aus 
welchen Gründen diese aus dem Wissenschaftsbetrieb ausstiegen. Von Ernst Joss
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Mehr Mitsprache des Personals
An der Universität Zürich fi nden Strukturreformen statt, die unter anderem die Mitbestimmungsrechte 
des administrativ-technischen Personals stärken sollen. Von Hans Rudolf Schelling

D ie Universitäten haben nicht den Ruf, 
besonders demokratisch organisiert zu 

sein, auch wenn der Begriff der «akademi-
schen Selbstverwaltung» solches suggerieren 
mag. Gemeint ist damit indessen nur die 
Selbstverwaltung der Professorenschaft – 
die in den letzten Jahren auch immer mehr 
in Frage gestellt wurde. Während an der 
Universität Zürich (UZH) immerhin die 
Studierenden und der Mittelbau ein gewisses 
Mitspracherecht in Gremien und Kommissio-
nen in Anspruch nehmen können, blieb dem 
administrativen und technischen Personal 
(ATP) – das an der UZH rund 2700 Personen 
umfasst – bisher ein Mitsprache-, erst recht 
ein Mitbestimmungsrecht in den meisten 
Belangen verwehrt. 

Wahl der PersonalvertreterInnen 
in universitäre Kommissionen
Doch langsam kommt dank des langjäh-
rigen und unermüdlichen Engagements 
der Personalorganisationen VPOD und 
VIP (Verein des Infrastrukturpersonals) 
Bewegung in die Alma Mater: Im Rahmen 
der bestehenden Rechtsgrundlagen erhält 
das AT-Personal 2015 neben den bisherigen 
Vertretungen in der Personalkommission, in 

der Erweiterten Universitätsleitung, im Senat, 
im Disziplinarausschuss, in der Kommission 
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz 
sowie in der Mensakommission neu Einsitz 
in der Gleichstellungskommission und in der 
Ethikkommission. Ausserdem wird jetzt die 
gesetzlich längst verankerte Vertretung des 
ATP in den Fakultätsversammlungen endlich 
umgesetzt. 

Selbstverständlich kann von einer paritäti-
schen Mitbestimmung – abgesehen von der 
Personalkommission, die allerdings als solche 
nur eine beratende Funktion hat – nicht die 
Rede sein, auch haben die ATP-VertreterIn-
nen gerade in den Entscheidungsgremien 
Erweiterte Universitätsleitung und Senat kein 
Stimmrecht.

Dass grosse Teile des Personals dem ak-
tuell gewährten Mitspracherecht nicht allzu 
viel Gewicht beimessen, zeigt sich in der 
geringen Wahlbeteiligung von 15 % in den im 
April 2015 durchgeführten Wahlen. Obwohl 
für alle gesamtuniversitären Kommissionen 
mehr Kandidierende als Sitze zur Verfügung 
standen, fand kein Wahlkampf statt. Für 
die Fakultätsversammlungen kandidierten 
höchstens so viele Personen, wie Sitze be-
stehen, in den meisten Fakultäten sogar weit 

weniger, so dass alle Kandidierenden in stiller 
Wahl bestimmt wurden.

Das geringe Interesse ist sowohl auf die 
fehlende Machtposition dieser Ämter als 
auch auf das Wahlverfahren zurückzuführen, 
das eine Profi lierung anhand von politischen 
Programmen verunmöglicht; es handelt sich 
um eine reine Personenwahl, in der jeweils die 
Personen mit den meisten Stimmen – bis die 
Sitze vergeben sind – als gewählt gelten. Alle 
überzähligen KandidatInnen werden in der 
Reihenfolge der Stimmenzahl automatisch 
zu StellvertreterInnen. Die Wahlwerbung 
beschränkte sich auf ein kurzes Statement, 
das die Kandidierenden ihrem Personenprofi l 
beifügen konnten.

Im Gegensatz zu den Wahlen 2013 – damals 
für noch weit weniger Ämter –, als VPOD-
Mitglieder mit dominierenden Stimmenzah-
len die Hälfte aller Sitze belegen konnten, litt 
der VPOD dieses Mal an einem Mangel an 
KandidatInnen. Wer sich im Profi l als VPOD-
VertreterIn zu erkennen gab, wurde aber mit 
guten Stimmenzahlen gewählt. Da der VPOD 
alle Personalgruppen – auch das akademische 
Personal – organisiert, bleibt er weiterhin 
etwa in der wichtigen Personalkommission 
gut repräsentiert. Gleichwohl wird sich die 

Welche Auswirkungen haben 

mehr Mitbestimmungsrechte 

und neue Leitungsstrukturen 

an der Universität Zürich? 
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zürich

VPOD-Gruppe um neue, aktive Mitglieder, die 
sich für Ämter zur Verfügung stellen, sowie 
um mehr Sichtbarkeit bemühen müssen.

Reformen der universitären 
Strukturen
Im Sommer und Herbst 2014 legte die 
Universitätsleitung mehrere Entwürfe zu 
Neuregelungen vor, zu denen bis Januar 2015 
jeweils Vernehmlassungsverfahren durchge-
führt wurden. Die Vorlagen beziehen sich auf:
1. Richtlinien zum Umgang mit personenbe-
zogenen Daten an der UZH 
2. Neudefinition der Stände
3. Neue Regelung der Habilitation und der 
Ernennung zur Titularprofessorin oder zum 
Titularprofessor
4. Neue Struktur der Universitätsleitung
5. Neufassung der Erweiterten Universitäts-
leitung

Vorlage 1 entstand als Reaktion auf die 
Ereignisse rund um die «Affäre Mörgeli» am 
Medizinhistorischen Institut und Museum 
und sollte eine bessere Grundlage für den 
Umgang mit personenbezogenen Daten 
(sowohl seitens der Universitätsangestellten 
als auch der Universitätsleitung) bieten, die 
Vorlagen 2–5 sind Teile eines umfassenden 
Organisationsentwicklungsprojektes der 
UZH, in dem die Strukturierung der Univer-
sitätsangehörigen und der leitenden Organe 
neu geregelt werden sollte.

Der Vorstand der VPOD-Gruppe Univer-
sität diskutierte eingehend alle Texte intern 
und mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Stände- und Personalorganisationen 
(Studierende, Mittelbau, PrivatdozentInnen, 
administratives und technisches Personal). 
In unseren Stellungnahmen wurden die 
Vorlagen sehr kritisch beleuchtet. Bezüglich 
des Umgangs mit personenbezogenen Daten, 
zu dem noch kein Vernehmlassungsbericht 
und keine überarbeitete Vorlage existiert, be-
mängelten wir insbesondere das Fehlen einer 
klaren Umschreibung, welche Personendaten 
als besonders schützenswert zu gelten haben 
und auf welcher Grundlage solche Daten 
etwa an die Staatsanwaltschaft ausgeliefert 
werden dürfen. Damit wurde die wichtigste 
Erwartung an eine Neuregelung, nämlich 
der Schutz der Universitätsangestellten vor 
ungerechtfertigtem Einblick etwa in den per-
sönlichen E-Mail-Verkehr, bisher nicht erfüllt.

Der Entwurf der Universitätsleitung zur 
Neudefinition der Stände beinhaltete, dass 
neu vier «Stände» bestehen sollten: die Stu-
dierenden, der wissenschaftliche Nachwuchs, 
die wissenschaftlichen Mitarbeitenden und 
das administrative und technische Personal 
(ATP). Während die Anerkennung des ATP 
als Stand – mit Mitbestimmungsrechten – in 
der Vernehmlassung von allen Seiten begrüsst 
wurde und in den Vorschlag zur Revision des 
Universitätsgesetzes einfliessen wird, soll 
dem ATP entgegen der Stellungnahme der 

Personalorganisationen (inklusive VPOD) 
kein Einsitz in Berufungskommissionen 
garantiert werden; es bleibt lediglich eine 
Empfehlung der Universitätsleitung an die 
Fakultäten bestehen, dem ATP einen Gäste-
status ohne Stimmrecht einzuräumen. 

Die geplante Abschaffung der Privatdo-
zentInnen als Stand stiess insbesondere 
bei diesen selbst auf Widerstand. Auch eine 
Zugehörigkeit von Universitätsangehörigen 
zu mehreren Ständen soll nicht ermöglicht 
werden, selbst wenn gleichzeitig mehrere 
Funktionen bestehen; auch in dieser Sache 
konnten sich die Personalorganisationen 
nicht durchsetzen.

Die Habilitation als akademische Qualifika-
tion soll beibehalten, der entsprechende Titel 
«PrivatdozentIn» künftig dauerhaft erteilt 
werden; die bisherige Lehrverpflichtung 
entfällt, bestehen bleibt das Recht, freie Lehr-
veranstaltungen anzubieten, allerdings ohne 
Anspruch auf Bezahlung oder Einbindung 
in das Curriculum. Die Ernennung zur/zum 
TitularprofessorIn bleibt an eine akademische 
Qualifikation gebunden, wird aber von der 
Habilitation und einer Lehrtätigkeit an der 
UZH losgelöst. Insbesondere bei an der UZH 
tätigen arrivierten AkademikerInnen ohne 
Lehrstuhl sollen vermehrt Ernennungen zu 
ProfessorInnen ad personam erfolgen. 

Die PrivatdozentInnen und der VPOD hat-
ten sich gegen die faktische Degradierung und 
drohende Entlassung langjähriger Lehrkräfte 
durch die Abschaffung der PD-Entschädigung 
zur Wehr gesetzt. Die Universitätsleitung will 

dem wenigstens durch die Gewährung einer 
grosszügigen Übergangsregelung Rechnung 
tragen.

Zur Reform der Leitungsstrukturen hatte 
die Universitätsleitung (UL) ursprünglich 
vorgesehen, die Dekane, aber keine Vertre-
terInnen der Stände in die UL Einsitz nehmen 
zu lassen. Dies stiess auf breiten Widerstand, 
seitens der Stände und des Personals vor 
allem wegen der daraus resultierenden Ver-
ringerung der Mitbestimmungsrechte. Davon 
wird jetzt Abstand genommen, lediglich ein 
neu zu bestimmender Direktor (respektive 
Direktorin) «Universitäre Medizin Zürich» 
soll zusätzlich in die UL aufgenommen 
werden. Diese Person soll gleichzeitig als 
DekanIn der Medizinischen Fakultät amten; 
auf Einwände des VPOD bezüglich des 
widersprüchlichen Wahlmodus’ für diese 
beiden Funktionen wurde seitens der UL 
keine Rücksicht genommen. Ein «Direktori-
um der Universitätsleitung» wurde dank des 
Verzichts auf eine wesentliche Erweiterung 
der UL gegenstandslos.

Fallen gelassen wurden auch die Ideen, 
dem Rektor ein Vetorecht bei der Wahl der 
DekanInnen der Fakultäten einzuräumen 
und bei der Wahl von ProrektorInnen nur 
noch «Einerlisten» (sic) vorzulegen.

Auf eine Erweiterung der «Erweiterten 
Universitätsleitung» (EUL) um die Prodekane 
der Fakultäten soll verzichtet werden; ausser 
dem neu gewährten Stimmrecht für die 
VertreterInnen des ATP, der Möglichkeit, 
ständige Gäste zu bestimmen und neuen 
Kompetenzen zu den Studienordnungen der 
Fakultäten ändert sich hier nichts.

Zwei Schritte vor, einer zurück
Von den hochtrabenden, aber teilweise 
wenig durchdachten Reformabsichten der 
Universitätsleitung ist eher wenig übrig ge-
blieben, und auch dieser Rest muss zum Teil 
noch den Prozess einer Gesetzesänderung 
überstehen. Aus Sicht des Personals ist die 
Bilanz durchzogen: das administrative und 
technische Personal gewinnt deutlich an 
Mitbestimmungsrechten, wenn auch nicht in 
allen Belangen und gehindert durch ein wenig 
transparentes Wahlverfahren. Die Privatdo-
zentInnen verlieren einige alte Rechte; ob 
das durch neue Optionen (Professur ad perso-
nam) und in der praktischen Umsetzung der 
Reformen kompensiert werden wird, bleibt 
abzuwarten. Und ob die Leitungsstrukturen 
an Handlungsfähigkeit gewinnen werden – 
wie das nach Fehl- und Nicht-Entscheiden 
in den letzten Jahren mehrfach gefordert 
wurde –, bleibt ebenfalls zweifelhaft. Für die 
Personalorganisationen und insbesondere 
den VPOD bleibt nur eines: wachsam bleiben 
und sich einmischen!  

Hans Rudolf Schelling ist Präsident der VPOD-

Gruppe Universität Zürich.

«Von den 
hochtrabenden, 
aber teilweise 
wenig durchdachten 
Reformabsichten der 
Universitätsleitung 
ist eher wenig übrig 
geblieben, und 
auch dieser Rest 
muss zum Teil noch 
den Prozess einer 
Gesetzesänderung 
überstehen. Aus 
Sicht des Personals 
ist die Bilanz 
durchzogen [...]»
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Zwanzig Jahre neokonservativer und 
neoliberaler Umbau der Hochschulen 

in Deutschland hat in diesen Spuren hinter-
lassen, so Alex Demirovi : «Die soziale Un-
gleichheit unter Studierenden, Fächern und 
HochschullehrerInnen nimmt wieder zu, sie 
[die Hochschulen] werden entdemokratisiert, 
die Erzeugung und Zirkulation kritischen 
Wissens werden zwar nicht völlig unmöglich, 
aber deutlich erschwert und marginalisiert.»

In den Essays und Analysen seines neuen 
Buches «Wissenschaft oder Dummheit?» 
fragt Demirovi  insbesondere nach dem 
Verhältnis von Hochschule und kritischer 
Wissensproduktion. Während in der Nach-
kriegszeit an den Hochschulen von Marx 
inspirierte Traditionen kritischen Denkens 
wieder oder sogar erstmals ihren Platz fanden 
und neue Disziplinen und Ansätze «ein Feld 
neuer Fragen und Einsichten» erschlossen, 
steht dies heute zur Disposition. Im Namen 
von Wettbewerb und Leistung wurde nicht 

Alex Demirovi : Wissenschaft 

oder Dummheit? Über die 

Zerstörung der Rationalität in den 

Bildungsinstitutionen. VSA-Verlag, 

Hamburg 2015. Ca. Fr. 22.-

Mark Abendroth, Brad J. Portfilio: 

Understanding Neoliberal Rule in 

Higher Education. 

Charlotte, North Carolina 2015. 

Ca. Fr. 50.-

nur die Demokratisierung der Hochschulen 
zurückgedrängt, sondern auch deren eman-
zipatorisches Potenzial zumindest verringert. 
Universitäten im emphatischen Sinne sollten 
Orte sein, an denen Bildungserfahrungen 
möglich sind, Fähigkeiten erworben werden 
können «wie die der Offenheit für neue Fra-
gen und Einsichten, der kritischen Refl exion 
auf eigene Überzeugungen und Annahmen, 
der Introspektion, des Umgangs mit der 
Vorläufi gkeit von Wissen und Erkenntnis 
[…] ohne in Beliebigkeit und Skeptizismus 
zu verfallen.»

Eine solche emanzipatorische Funktion 
können die Hochschulen von heute nur noch 
sehr bedingt erfüllen. In ihnen erscheint 
Wissen vermehrt unter dem Primat einer 
arbeitsmarktnahen Praxisausbildung bezie-
hungsweise als Herrschaftstechnik, deren 
jeweiliger Grad an Beherrschung über die 
gesellschaftliche Position der Individuen 
entscheidet. Zwar gibt es dem Autor zufolge 

D ie englischsprachige Publikation «Un-
derstanding Neoliberal Rule in Higher 

Education» ist aufgeteilt in vier Abschnitte: 
Teil 1 widmet sich den Auswirkungen des Neo-
liberalismus auf die Qualität von Lehre und 
Forschung sowie der Bildungsgerechtigkeit, 
Teil 2 thematisiert auf welche Weise neoli-
berale Wissensproduktion gesellschaftliche 
Bedürfnisse ignoriert und Probleme weiter 
verschärft. Teil 3 geht auf die Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung ein, innerhalb derer neoliberale 

Wissenschaft oder Dummheit?
Die neoliberale Zurichtung der Hochschulen und der 
Wissenschaften in den letzten zwanzig Jahren führte zur 
«Zerstörung der Rationalität in den Bildungsinstitutionen». Dies 
ist die pointierte Diagnose einer neuen Publikation, welche 
neu überarbeitete und aktualisierte Aufsätze Alex Demirovi s 
versammelt, die in Auseinandersetzung mit diesem Prozess 
entstanden sind. Von Johannes Gruber

durchaus Formen des Widerstands, die Hoff-
nung machen; was derzeit aber fehle, sei «eine 
grosse Initiative für anspruchsvolle Theorie 
und Bildung sowie für die entsprechende 
gesellschaftliche Neugestaltung emanzipa-
torischer und demokratischer Formen der 
Wissenschaftserzeugung und -zirkulation.»  

Neoliberale Hochschule: 
Analysen und Widerstand
Ein neuer Sammelband aus den USA widmet sich den Auswirkungen 
des Neoliberalismus auf die Hochschulen. Von den Herausgebern 
empfohlen wird das Buch allen, die die zerstörerischen Kräfte des 
Neoliberalismus im Bereich der höheren Bildung analysieren und 
gegen diese vorgehen möchten. Von Johannes Gruber
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Perspektiven ebenfalls bereits eine hegemo-
niale Stellung errungen haben. Die Aufsätze 
begnügen sich jedoch nicht mit Diagnosen, 
sondern entwickeln Ansätze, wie Lehrper-
sonen die ihnen auferlegten Zumutungen 
standardisierter Leistungstests mit Selektion 
unterlaufen und das Klassenzimmer zu einem 
pädagogischen Raum machen können, in dem 
emanzipatorische Lernprozesse stattfinden. 
Die im abschliessenden vierten Teil versam-
melten Texte beschäftigen sich mit der Frage, 
welchen Beitrag Bildung für den Kampf gegen 
den Neoliberalismus liefern kann, welche 

antineoliberalen Potentiale Bildung hat und 
wie diese abgerufen werden können. 

Die Publikation versteht sich als Beitrag 
des Widerstands gegen den Versuch, aus der 
Hochschulbildung eine Ware zu machen, 
deren Besitz die Studierenden in die herr-
schende Ökonomie integriert. Diejenigen 
Dozierenden, die sich dem widersetzen, so 
heisst es in der Einleitung des Bandes meta-
phorisch, «haben einen schwierigen Tanz zu 
lernen, und sie riskieren dabei, denjenigen auf 
die Zehen zu treten, die im Takt mit den neo-
liberalen Trommelschlägen marschieren.»  

Das Wort «Kopfarbeit» im Titel des von 
Sandra Lehmann und Andrea Roedig 

vorgelegten Bandes verspricht bereits eine 
interessante Auseinandersetzung mit den 
Berufswegen von NachwuchsakademikerIn-
nen im deutschsprachigen Raum. Es echot 
die breite Debatte um immaterielle Arbeit, 
wie sie besonders Antonio Negri angestossen 
hat. Immaterielle Arbeit umfasst für Negri 
«die Gesamtheit intellektueller, kommunika-
tiver, relationaler und affektiver Tätigkeiten, 
in denen gesellschaftliche Subjekte und 
gesellschaftliche Bewegungen sich handelnd 
ausdrücken» (Negri 2007: 18). Negri argu-
mentiert emphatisch, dass in unserer Zeit 
ein kognitiver Kapitalismus vorherrscht, der 
durch eine Hegemonie intellektueller Arbeit 
gekennzeichnet ist. «Im Zeitalter des kogni-
tiven Kapitalismus hängt die Produktion des 
Werts von kreativer, intellektueller Tätigkeit 
ab, die nicht nur keine Knappheit kennt, son-
dern auch jenseits der Massenfertigung, der 
Fabrik etc. angesiedelt ist», sagt Negri (ebd.). 

Für die von Sandra Lehmann und Andrea 
Roedig in ihrem Band diskutierten Geistes-
wissenschaftlerInnen der aus unerfi ndlichen 
Gründen so genannten «mittleren Genera-
tion» würde das zweierlei bedeuten: erstens 
repräsentieren die Geisteswissenschaften 
keine Besonderheit. Ihre Tätigkeit ist ver-
gleichbar mit der dominierenden Art und 
Weise der Produktion im gegenwärtigen 
Kapitalismus. Zweitens, lässt sich ihre Tätig-
keit nicht in Kategorien von Nachfrage und 
Angebot ausdrücken. «Innovation» dagegen 
ist die Schlüsselkategorie nach der ihre Arbeit 
bewertet wird. Solche Überlegungen stellen 
die Autorinnen aber nicht im Ansatz an. Sie 
präsentieren eine Sammlung von elf kurzen 
Interviews mit GeisteswissenschaftlerInnen 

Defensives Lamento
Statt kritisch zu analysieren wärmt eine neue Publikation über 
die berufl iche Situation prekärer GeisteswissenschaftlerInnen 
alltagsweltliche Klischees neu auf. Von Philipp Casula

und Freunde, mit denen die Autorinnen 
gesprochen haben. Das Autorinnenduo stellt 
diesen Interviews eine fünfseitige Einleitung 
voran, Andrea Roedig schliesst den Band mit 
einem neunseitigen Essay. 

Unklar, was gezeigt werden soll
«In mehr oder weniger chronologischer 
Reihenfolge erzählen die Befragten uns 
von ihrem akademischen Werdegang (...) 
vom ersten Kontakt mit Kunst, Literatur, 
Geschichte (...) bis hin zur aktuellen Le-
benssituation» (S. 5). Statt zu analysieren 
wollen die Autorinnen «zeigen – zeigen, 
indem wir erzählen liessen». Das ist ein sehr 
bescheidener Anspruch, der hier formuliert 
wird – zumal völlig im Dunkeln bleibt, was 
gezeigt werden soll: Das kreative Schaffen der 
Befragten? Ihre persönliche Lebenssituation? 
Die Bedingungen, unter denen sie arbeiten 
müssen? Von allem etwas? Zudem suggeriert 
dieser Ansatz, dass man «neutral» und «ob-
jektiv» zeigen könne, ohne bereits zu werten. 
Zwar gelingt es Lehmann und Roedig, die 
Erzählungen in einen Zusammenhang mit 
«der kapitalistischen Marktwirtschaft» (sic) 
zu stellen, doch an keiner Stelle wird dieser 
Zusammenhang erklärt, diskutiert oder ana-
lysiert. Zwar behauptet das Autorinnenpaar 
die Texte «journalistisch-literarisch» (S. 6) 
bearbeitet zu haben, dennoch wirken die In-
terviews wie unredigierte Gesprächsprotokol-
le. Die teils boulevardeske Umgangssprache 
verbessert bei weitem nicht die Lesbarkeit 
des Buches. Irritierend in der Einleitung 
aber auch durchgehend in allen Interviews 
ist die Gegenüberstellung zwischen der geis-
teswissenschaftlichen Arbeit einerseits und 
der «Realität», dem «Gegebenen», das heisst 
dem «ausserakademischen Arbeitsmarkt», 
als ob sich der «Elfenbeinturm» tatsächlich 
ausserhalb der Gesellschaft befi nden würde. 
Mit Antonio Negri haben wir gesehen, dass 
dem nicht so ist: Der sogenannte Elfenbein-
turm ist nur eine spezielle Ausformung, nur 
ein spezieller Arbeitsplatz im kognitiven 
Kapitalismus. Der Elfenbeinturm ist Teil 
der heutigen Wissensgesellschaft – eine 
weitere Schlüsselkategorie, die im Narrativ 
des Buches keinen Platz fi ndet. Das Autorin-
nenpaar schliesst ihre Einleitung nicht ohne 
Pathos damit, dass sie ihr Interviewprojekt als 
politischen Akt versteht. Diesem Anspruch 
werden sie an keiner Stelle gerecht, würde 
er auch weiter über das schlichte «Zeigen» 
hinausgehen, das sie sich eingangs zum Ziel 
gesetzt haben.

Depolitisierung
Politisch ist ihre Arbeit nicht: Die Interviews 
sind vielmehr äusserst depolitisierend. Alle 
Gespräche beginnen mit Fragen nach Kind-
heit und Jugend. Schon dieser Ansatz lässt 
vermuten, wie paternalistisch und patholo-
gisierend die Autorinnen an ihre Gesprächs-

Sandra Lehmann, Andrea 

Roedig. Bestandsaufnahme 

Kopfarbeit. Interviews mit 

Geisteswissenschaftler/innen der 

mittleren Generation. 

Klever Verlag, Wien 2015. 184 Seiten, 

Franken 24.90.

zwischen 22 und 45, die in der Schweiz, in 
Österreich und in Deutschland tätig sind. 
Die Auswahl der GesprächspartnerInnen ist 
beinahe willkürlich: Es sind zumeist Bekannte 
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genau für die Geisteswissenschaften und die 
Art und Weise, wie sie betrieben werden? Nach 
der Lektüre wirkt der eingangs formulierte 
Anspruch, einen politischen Akt zu begehen 
als hohle Phrase. Vielmehr suggeriert der 
Band, die Geisteswissenschaftlerinnen seien 
selbst Schuld an ihrem Elend. Dieses dünne, 
enttäuschende Buch reiht sich daher in ein de-
fensives Lamento der Geisteswissenschaften 
ein. Das Buch ist eine verpasste Chance zur 
Auseinandersetzung mit der Frage danach, 
welche Rolle heute den Geisteswissenschaften 
beigemessen wird und wie sich die Geisteswis-
senschaften selbst in der Gesellschaft als Teil 
der Gesellschaft positionieren. Es ist eine ver-
passte Chance zu fragen, was Geisteswissen-
schaft im Neoliberalismus bedeutet. Der sch-
male, auch sprachlich ärgerliche Band ist auch 
ein Scheitern der Geisteswissenschaften; weil 
die Autorinnen keine politische Arbeit leisten, 
weil ihnen nicht ansatzweise eine strukturelle 
Analyse gelingt, und weil sie nicht einmal das 
Bemühen erkennen lassen, kritisch Position 
zu beziehen. Dabei ist genau Kritik jene 
zentrale Aufgabe, die Geisteswissenschaften 
zukommt. Kritik an jedem Diskurs, der ver-
sucht einem vorzuschreiben, wie Dinge zu 
sein haben, wie Leben zu führen sind, auch: 
wie Arbeit zu organisieren ist. Wenn Kritik 
für Foucault (2005: 41) ein Instrument sein 
soll «für diejenigen, die kämpfen», dann liest 
sich das Buch von Lehmann und Roedig wie 
ein Aufruf, die Waffen zu strecken.  

Philipp Casula ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am 

Historischen Seminar der Universität Zürich.

partner herantreten. Dabei zeigt sich schnell, 
dass all diese «Fälle» einen ganz unterschied-
lichen familiären Background haben, von 
Arbeiterfamilien bis Grossbürgertum und 
dass dieser Hintergrund wenig aussagt über 
die jeweiligen berufl ichen Situationen. Die 
einsilbigen, oft aggressiv-suggestiven Fragen 
der Autorinnen sind extrem repetitiv und 
ermüden rasch den Leser. Keine Peinlichkeit 
wird ausgelassen («Warst Du Einzelgänger?», 
S. 46; «Abtreibung war für Dich aber keine 
Option?», S. 69; «Du bist Einzelkind. Wie 
alt waren Deine Eltern als sie Dich gekriegt 

haben?», S. 87, «Welchen Einfl uss hat diese 
Arbeitsweise auf Dein Beziehungsleben?», S. 
43), um die «pathologische» Persönlichkeit 
der Gesprächspartner oder zumindest den 
pathologischen Charakter ihrer Lebensweise 
zu durchleuchten. Die Interviews scheinen 
erklären zu wollen, was in den Biographien 
«schief» gegangen ist («Bis zur Dissertation 
lief bei Dir alles offenbar sehr gut», S. 80).

Jeder ist seines eigenen 
Glückes Schmied
Hier offenbaren die Autorinnen ein Grund-
problem: Sie halten fest an der Idee einer line-
aren «Karriere», die nicht «gestückelt» (S. 43) 
sein darf, sondern aus einer Reihung aufein-
ander aufbauender Erfolge bestehen muss: Sie 
replizieren das kapitalistische Grundnarrativ, 
wonach jeder selbst für seinen Erfolg und für 
sein Scheitern verantwortlich ist. Schritt für 
Schritt müsse man sich «etwas» aufbauen. 
Rückschläge, Zeiten von Arbeitslosigkeit, 
Zweifel, immer noch «auf der Suche sein» (S. 
58) betrachten die Autorinnen scheinbar als 
verwerfl ich. Dabei wird zweierlei ausgelassen: 
erstens, dass so eine Patchworklaufbahn viel-
leicht ein verallgemeinertes Problem in Zeiten 
ist, in denen die Arbeit immer «immaterieller» 
geworden ist. Ausgelassen wird zweitens aber 
auch, dass selbst unter den Interviewten und 
trotz der Fragen, die Pathologie oder Versagen 
suggerieren, es «Erfolgsgeschichten» im dop-
pelten Sinne gibt. Weder sehen die Befragten 
die Vielschichtigkeit ihrer intellektuellen 

Zur Verstärkung unserer Redaktionsgruppe suchen wir engagierte 
vpod-Mitglieder, die Erfahrung im Bildungsbereich haben. Willkommen sind 
dabei Lehrende aus allen Bildungsstufen.

Die Redaktionsarbeit besteht vor allem aus der gemeinsamen Erarbeitung 
von Konzepten für Themenschwerpunkte. Wichtig sind im Konkreten auch 
Vorschläge von Artikeln und AutorInnen sowie das Schreiben von Textbeiträgen. 
Die Redaktion trifft sich circa viermal jährlich.

Wir würden uns über jede Form von Mitarbeit freuen.
Bitte meldet euch unter:
redaktion@vpod-bildungspolitik.ch
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Arbeit grundsätzlich als Problem: «Corinna 
H.» (S. 44) oder «Stefan R.» würden wieder 
ein geisteswissenschaftliches Fach studieren; 
noch gibt es nur ein «objektives Versagen», 
selbst dann, wenn man die Kriterien des 
Autorinnenduos anlegt: «Holger M.» tritt eine 
Stelle als assoziierter Professor an, «Monica 
R.» arbeitet als selbständige Eventberaterin, 
«Nicole A.» ist Universitätsassistentin. 

Politischer Anspruch als hohle 
Phrase
Von dem abschliessenden Essay von Andrea 
Roedig hätte man erwarten können, dass sie 
die Interviews kontextualisiert und analysiert. 
Diesem Anspruch wird sie bedingt gerecht. 
Zwar erwähnt sie beiläufig strukturelle 
Faktoren wie die Bologna-Reform (S. 165) 
oder den «gegenwärtigen Kulturkapitalis-
mus» (S. 167), doch ihre Erklärung, warum 
Geisteswissenschaften am Markt nicht einen 
angemessenen Preis erzielen («Willkür, 
Nicht-Konsumierbarkeit, Nicht-Materialität») 
können nicht überzeugen. Das hat zwei Grün-
de: Zum einen ist unklar, ob die Frage nach 
dem angemessenen Preis überhaupt eine rele-
vante Kategorie für die Geisteswissenschaften 
ist. Statt die Marktlogik zu hinterfragen und 
zu kritisieren, geben die Autorinnen den 
Kampf auf und unterwerfen sich willfährig 
dem Kapitalismus. Deswegen bleibt auch 
Andrea Röhrig bei einer Kritik, die auf das 
individuelle Versagen des Individuums ab-
zielt, gespickt mit abwertenden Klischees über 
«vergeistigt dünne, komplett in Hölderlin 
versunkene» (S. 165) Philosophinnen. Der 
zweite Grund ist ein Mangel an Begriffen. 
Hier hätte man wirklich erwarten können, 
dass sich Lehmann und Roedig ein wenig in 
die Literatur über immaterielle Arbeit einle-
sen und ihrer Leserschaft den Kontext der von 
ihnen angerissenen Biografi en erklären: Was 
bedeutet zum Beispiel die Bologna-Reform 

«Die Autorinnnen 
[...] reproduzieren 
das kapitalistische 
Grundnarrativ, 
wonach jeder selbst 
für seinen Erfolg und 
für sein Scheitern 
verantwortlich ist.»
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D ie SVP liebt es, ihre nationalegoistisch-
reaktionäre Politik im Glorienschein 

einer mythischen Schweizer Geschichte er-
strahlen zu lassen. Das Phänomen ist bekannt, 
eine vertiefte Auseinandersetzung damit tut 
angesichts der SVP-Erfolge not. Mit seinem 
Buch leistet der Historiker Thomas Maissen 
einen – wenn auch nicht völlig überzeugenden 
– Beitrag dazu.

Maissen nimmt in 15 kurzen Kapiteln 
Stichworte der Einpauker Blocher, Maurer 
und Köppel auf und zeigt, was die moderne 
Geschichtswissenschaft dazu zu sagen hat. 
Dies ist immer lesenswert, wenn sich bis-
weilen die Akzente auch etwas anders setzen 
liessen. Insbesondere das Kapitelchen zur 
direkten Demokratie bedarf einer Vertiefung.

Entstehung und Funktionen der 
direkten Demokratie
Die Schweizer Demokratie – die Volksherr-
schaft – wird von den SVP-Ideologen gerne 
auf die Urkantone und die Landsgemeinden 
zurückgeführt. Maissen macht deutlich, dass 
das historisch nicht haltbar ist. Der Autor 
räumt zwar ein, dass sich die Verhältnisse 
in den alpinen Kantonen von denjenigen in 
den Stadtkantonen unterschieden: «Obwohl 
der gewöhnliche Landmann den Häuptern 
ehrfürchtig begegnete, waren die ständischen 
und sozialen Unterschiede viel weniger aus-
geprägt als in Patrizierstädten wie Bern. Die 

Viehzucht als Existenzgrundlage war nicht 
nur vielen Alpenbewohnern gemeinsam, 
sie erforderte auch oft genossenschaftliches 
Wirtschaften und Absprachen etwa bei der 
Alpnutzung. Auch daraus entwickelte sich die 
politische Mitbestimmung der Vollbürger bei 
der Landsgemeinde.»

Maissen betont aber zu Recht deren Be-
schränktheit: «Ausgeschlossen von dieser 
politischen Herrschaft blieben aber auch hier 
[wie in den Patrizierstädten, der Rez.] Hinter-
sassen und Untertanen, von Frauen nicht zu 
reden. Zudem kontrollierten die führenden 
Familien das Abstimmungsverhalten – gehei-
me Wahlen existierten nicht» (S. 153).

Für Maissen kommt der entscheidende 
Impuls zur Schaffung der direkten Demo-
kratie nicht aus der legendären «Urschweiz» 
von 1291, sondern von Rousseau und der 
Französischen Revolution beziehungsweise 
der jakobinischen Verfassung von 1793 (vgl. S. 
156). Letzterer hätten die Vorkämpfer für die 
Schweizer Demokratie vor allem die Idee des 
Vetos, das unserem Referendum entspricht, 
entnommen.

Maissen nennt im Weiteren einzelne Stati-
onen des Kampfes um die direkte Demokratie 
im 19. und 20. Jahrhundert, ohne auf führen-
de Exponenten wie Marquis de Condorcet, 
Friedrich Albert Lange, Karl Bürkli oder Theo-
dor Curti und ihre Konzeptionen einzugehen. 
Damit vergibt er sich auch die Chance, die 
Modernität der direkten Demokratie und ihr 
Potenzial – im Unterschied zu plebiszitären 
SVP-Konzepten – deutlich zu machen. Dies 
mag nicht zuletzt dem Umstand geschuldet 
sein, dass sich die Begeisterung Maissens für 
die direkte Demokratie in Grenzen hält: «Die 
direkte Demokratie war insofern von Anfang 
an ambivalent. Sie war ‹progressiv›, indem 
sie dem Volk von gleichrangigen Bürgern 
bei der Gesetzgebung, also dem vornehmsten 
Souveränitätsrecht, das letzte Wort überliess. 
Zugleich war sie ‹konservativ›, da sie sich 
negativ gegen den Veränderungswillen der 
Regierung richtete» (S. 156). Ich fürchte, 
hier schlägt Maissen den Sack und meint 
eigentlich den Esel.

Davon einmal abgesehen, erhalten die 
Leserinnen und Leser auf knappem Raum ein 
differenziertes Bild der Schweizergeschichte 
und der Schweizer Geschichtsschreibung, 
deren Grundlinien gar ein kleiner Essay 
gewidmet ist.

Historische Aufklärung
Ein neues Buch von Thomas Maissen zur Entmythisierung der 
Schweizer Geschichte. Von Martin Stohler

Thomas Maissen: Schweizer 

Heldengeschichten und was 

dahintersteckt. 

Verlag Hier und Jetzt, Baden 2015. 

234 Seiten, 29 Franken. 

www.hierundjetzt.ch

«Für Maissen kommt 
der entscheidende 
Impuls zur Schaffung 
der direkten 
Demokratie nicht 
aus der legendären 
‹Urschweiz› von 
1291, sondern von 
Rousseau und 
der französischen 
Revolution [...].» 

Fachwissen statt Mythen
In Maissens Buch fi nden sich reichlich Belege 
dafür, dass die SVP nicht eine moderne, 
sondern eine mythische Geschichtsbetrach-
tung pfl egt. Warum diese bei zahlreichen 
Eidgenossinnen und Eidgenossen verfängt, ist 
eine Frage, die Maissen leider kaum angeht.
Es ist schade, dass Maissen darauf verzichtet 
hat, den Einsatz der jeweiligen «Heldenge-
schichte» in den aktuellen Auseinanderset-
zungen genauer zu lokalisieren und deren 
Funktion deutlich zu machen. Denn – und 
hier kann ich Maissen voll und ganz zu-
stimmen – Märchen und Mythen «sind, da 
wandelbar, eine aufschlussreiche Quelle für 
das Verständnis derjenigen Zeiten, in der (sic) 
sie erzählt und genutzt werden. Sie sind aber, 
obwohl universal oder zumindest transnatio-
nal, nicht eine tiefere oder höhere, zeitlose 
Wahrheit. Welche heutige Gesellschaft, die 
sich als historisch gewachsen versteht, möchte 
bei der Planung ihrer Zukunft von Mythen 
abhängen statt von historischem Fachwis-
sen?» (S. 210).  
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Hartnäckig und wider besseres Wissen 
halten grosse Teile unserer Gesellschaft 

an der Überzeugung fest, dass Noten in der 
Schule unerlässlich seien. Häufigstes Argu-
ment dafür ist der angebliche Selektionsauf-
trag der Schule. Selektion – der Begriff an sich 
ist bereits fragwürdig im Zusammenhang 
mit Schule/Bildung, stammt er doch aus der 
Zoologie/Botanik und meint die Züchtung 
neuer, wertvollerer, ertragreicherer Sorten. 
Jede Selektion schafft Gewinner und Ver-
lierer. Kann dies der Sinn der Schule sein? 
Ein Menschenbild geprägt vom Begriff der 
Selektion ist kaum zu vereinbaren mit einer 
ausgewogenen pädagogischen Haltung. Er-
träglicher und treffender wäre allenfalls der 

Begriff Zuweisung, Zuteilung oder Allokati-
on, wenn's denn ein Fremdwort sein muss. 
Braucht es aber überhaupt unterschiedliche 
Zuweisungen während der Volksschulzeit? 
Es geht doch in der Volksschule darum, dass 
alle Kinder und Jugendlichen Kenntnisse, 
Fertigkeiten, Fähigkeiten, Haltungen, Kom-
petenzen, Potenziale erwerben und entfalten, 

die sie befähigen zu eigenständigem, ver-
antwortungsbewusstem Handeln innerhalb 
der Gemeinschaft und Gesellschaft, in der 
sie leben. Und dies unter Voraussetzungen, 
die weder bereits Benachteiligte fernerhin 
benachteiligen noch Begünstigte zusätzlich 
begünstigen. Eine Zuweisung erscheint dann 
nötig und gerechtfertigt, wenn es am Ende der 
obligatorischen Schulzeit um die Ausbildung 
besonderer Neigungen und Fähigkeiten für 
eine berufl iche Laufbahn geht.  

Heterogenität als Mittel zur 
Leistungsförderung
Die Zergliederung in verschiedene Schulty-
pen, insbesondere auf der Oberstufe, stützt 
sich auf die Überzeugung, es sei unerlässlich, 
leistungsstärkere von leistungsschwächeren 
Kindern zu trennen, um allen besser gerecht 
werden zu können. Unerschütterlich hält sich 
zudem der Glaube aufrecht, diese Unterschie-
de seien mit Schulnoten festzustellen. Beide 
Ansichten indessen sind in den letzten Jahr-
zehnten durch zahlreiche wissenschaftliche 
Untersuchungen und durch Erfahrungen in 
der Praxis widerlegt worden.

Winfried Kronig, ordentlicher Professor an 
der Philosophischen Fakultät der Universität 
Fribourg und Autor mehrerer Bücher und 
Artikel zu Themen wie schulische Selektion, 
weist in vielen seiner Publikationen (vgl. 
auch die letzte Ausgabe, Nummer 191 dieser 
Zeitschrift) darauf hin, dass durchschnittliche 
und leistungsschwächere Schülerinnen und 
Schüler in guten Klassen grössere Leistungs-
fortschritte erzielen. Sie erhalten dafür aber 
die schlechteren Noten. In schwächeren Klas-
sen dagegen werden geringere Fortschritte 

gemacht, für die man aber die besseren Noten 
erhält. Leistungsstärkere Kinder andrerseits 
erzielen sowohl in guten wie in schwäche-
ren Klassen vergleichbare Ergebnisse. Die 
Heterogenität erweist sich demzufolge nicht 
als Problem, sondern eher als Lösung zur 
Leistungsförderung. 

Warum Noten Schaden anrichten
Das Denken in Noten andrerseits ist seit 
200 Jahren (bereits J. H. Pestalozzi hat auf 
ihre Unzulänglichkeit hingewiesen) derart 
fest verankert in den Köpfen, dass an der 
Notengebung festgehalten wird, auch wenn 
bekannt ist, dass ihr Schaden grösser als der 
Nutzen ist. In aller Kürze nachfolgend 10 
kaum bestrittene Mängel. 
Noten ermuntern zum Minimalismus.
Noten sind nicht verlässlich, sie täuschen 
Objektivität vor.
Noten sind nicht vergleichbar und daher 
wertlos ausserhalb des Klassenzimmers, denn 
sie orientieren sich am Klassenniveau.
Noten erzeugen Angst, werden so zu Lern-
killern.
Noten sind mehrdeutig. Sie haben eine 
Menge von Funktionen zu erfüllen, ohne dass 
deren jeweilige Bedeutung geklärt ist.
Noten verursachen viele unerwünschte 
Nebeneffekte.
Noten demütigen, beschämen und verur-
sachen bei Betroffenen bleibende Schäden.
Noten, insbesondere deren arithmetische 
Mittel, verzerren Sachverhalte.
Noten verhindern Innovation und Kreativität. 
Noten stehen im Widerspruch zu den Lehr-
plänen, die Sach-, Selbst- und Sozialkompe-
tenz gleichwertig gewichten. 

Wer braucht noch Noten!
Die Vergabe von Noten an der öffentlichen Schule dient der Auslese und nicht der Förderung. 
Der Verein «Volksschule ohne Selektion» VSoS tritt für eine Schule ohne Noten ein. Von Theo Margot

In der «bildungspolitik» erscheint 

regelmässig die Kolumne des 

Vereins «Volksschule ohne 

Selektion» (VSoS), in der sich 

Fachpersonen zu drängenden 

Fragen des Bildungswesens 

äussern und damit einen Beitrag 

zur Schulentwicklungsdiskussion 

leisten.

www.vsos.ch
E-Mail: kontakt@vsos.ch

KOLUMNE

Der Verein «Volksschule ohne Selektion» strebt die 
selektionsfreie Volksschule an. Der VSoS mischt sich ein und 
fordert eine Volksschule,

— die selektionsfrei ist, das heisst frei von Laufbahnentscheidungen 

und strukturellen Diskriminierungen vom Eintritt in den Kindergarten bis 

zum Austritt aus der Volksschule

— die integrativ ist, das heisst Kinder aller sozialen Schichten und 

jeglicher ethnischer Herkunft gemeinsam je nach ihren Möglichkeiten 

und Interessen fördert und Leistung fordert und belohnt

— die letztlich inklusiv ist, das heisst eine Schule, welche ein Abbild 

der ganzen Gesellschaft und damit eine Schule für wirklich alle ist. 

«Das Heil der Welt 
liegt nicht in andern 
Massnahmen, 
sondern in einer 
andern Gesinnung.» 
Albert Schweitzer
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Fördern statt Auslesen
Praxis und Forschung weisen seit Jahrzehn-
ten darauf hin, dass Noten ungeeignet sind 
zur Schüler- bzw. Schülerinnenbeurteilung. 
Einzig am Ende eines Schuljahres wird 
ihnen allenfalls eine bilanzierende Funktion 
zugestanden. Trotzdem will gemäss einer 
repräsentativen Umfrage vom Herbst 2014 
eine Mehrheit der Befragten in der Schweiz 
an Noten festhalten. Selbst Lehrerinnen 
und Lehrer sind schwer dafür zu gewinnen, 
andere, tauglichere Beobachtungs- und Beur-
teilungsinstrumente zu verwenden, obwohl 
diese vorhanden sind. Fürchten sie sich davor, 
dass der Verzicht auf Noten einen Wandel des 
vorherrschenden Lehr- und Lernverständnis-
ses einleiten könnte? Es geht nicht darum, die 
Beurteilung von einzelnen Schülerleistungen 
abzuschaffen, sondern diese ganz in den 
Dienst der Förderung von Kompetenzen zu 
stellen statt in den Dienst des Auslesens. 

Landauf, landab ringen Lehrerinnen und 
Lehrer täglich ernsthaft darum, ihren Berufs-
auftrag im Spannungsfeld zwischen Fördern 
und Auslesen zu erfüllen. Eine Entflechtung 
tut not und ist möglich durch den Verzicht auf 
ein mehrgliedriges Schulsystem. So erübrigt 
sich die Auslese und beträchtliche Ressourcen 
werden freigesetzt zugunsten eines wahrhaft 

förderorientierten Unterrichts. Verschiedene 
Schulen in der Schweiz nähern sich solchen 
Modellen an oder setzen sie bereits erfolg-
reich um. International betrachtet erweisen 
sich Volksschulen ohne Selektion als die 
kompetitivsten.

Für eine Schule ohne Noten
Lehrpläne, gesetzliche Bestimmungen, Wei-
sungen enthalten stets Freiräume. In seiner 
Bildungsstrategie 2016 (Vernehmlassungs-
entwurf S. 5) ruft selbst der Regierungsrat 
des Kantons Bern dazu auf, diese auszuloten 
und zu nutzen zur weiteren Schul- und 
Unterrichtsentwicklung. Nachhaltige Ver-
änderungen im Bildungswesen wachsen 
meistens von unten her, initiiert und erprobt 
von Lehrerinnen und Lehrern oder Eltern, die 
sich mit Leidenschaft und Überzeugungskraft 
dafür einsetzen, damit scheinbar Unmögli-
ches möglich wird. 

Der VSoS ist sich bewusst, dass der Ver-
zicht auf Noten in der Schule und das 
Loslassen einer mehrgliedrigen Volksschule 
auf Widerstand stossen und nicht von heute 
auf morgen umzusetzen sind. Er wird aber 
nicht nachlassen in seinem Bestreben, dieser 
Vision Schritt für Schritt näher zu kommen. 
Homogene Schulklassen sind ein Mythos. Er 

ermuntert und unterstützt alle, stattdessen 
vorhandene Freiräume (allenfalls auch nicht 
vorhandene!) dazu zu nutzen, Schule so zu ge-
stalten, dass sie nicht ausliest und aussondert, 
sondern «der Förderung der individuellen 
Begabungen, der Chancengerechtigkeit und 
der Erhaltung der Lernfreude verpflichtet ist» 
(zit. Positionspapier VSoS 2011).

Mit der Frage «Wer braucht (schon) No-
ten?» setzt sich auch ein Podiumsgespräch 
mit Vertretern aus Wirtschaft, Politik und 
Schule auseinander, das anschliessend 
an die Hauptversammlung des VSoS am 
29.10.2015 um 20 Uhr stattfindet. Der 
Anlass ist öffentlich, jedermann ist dazu 
herzlich eingeladen. Ort: Aula Schulhaus 
Breitfeld, Standstrasse 61, 3014 Bern (mehr 
dazu www.vsos.ch).  

Theo Margot ist Primar- und Se-

kundarlehrer mit 44 Jahren Unter-

richtstätigkeit an verschiedenen 

Schulen. Bis zur Pensionierung 

war er zusätzlich 17 Jahre lang 

Schulleiter an der Sekundarstufe 

I Zollikofen/BE. Theo Margot ist 

Gründungsmitglied des VSoS.
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Höhere Fachschulen: 
Verbesserte Freizügigkeit für 
Studierende ab dem neuen 
Studienjahr
Mit Ablauf einer entsprechenden Refe-
rendumsfrist im Kanton Neuenburg per 
Mitte Juli 2015 sind nun alle 26 Kantone der 
HF-Finanzierungsvereinbarung beigetreten. 
Damit können Studierende an Höheren Fach-
schulen von einer verbesserten Freizügigkeit 
profitieren und laufen nicht mehr Gefahr, für 
einen ausserkantonalen Bildungsgang höhere 
Gebühren zahlen zu müssen. In der Schweiz 
studierten im Studienjahr 2013/2014 rund 
27500 junge Erwachsene an einer Höheren 
Fachschule (HF), unter anderem in den 
Bereichen Kindererziehung und Gesundheit.

5. Oktober 2015: Journée 
mondiale des enseignant(e)s 
Alljährlich am 5. Oktober findet der internati-
onale Tag der Lehrpersonen statt. Der interna-
tionale Gewerkschaftsdachverband Education 
International will damit auf die Arbeit der 
Lehrpersonen und ihren Beitrag zu einer 
guten Bildung aufmerksam machen. Der 
diesjährige Tag steht unter dem Motto «Un 
personnel enseignant fort pour des sociétés 
durables pour toutes et tous» beziehungsweise 
«Empowering teachers – building sustainable 
societies». http://www.worldteachersday.org

Kurznachrichten

Bildung braucht Beziehung
Vom 6. bis 8. November 2015 findet im 
Congresspark Wolfsburg der BeltzForum-
Bildungskongress statt. Im Zentrum steht 
die Bedeutung von Beziehungskompetenz 
für eine gute Schule. Der Kongress versteht 
sich als «Tankstelle mit frischen Ideen und 
praxis-tauglichen Anregungen» für Lehrper-
sonen. ReferentInnen sind unter anderem die 
Soziologen Hartmut Rosa und Heinz Bude. 

Hartmut Rosas Referat «Schule als Reso-
nanzraum – Lehren und Lernen in Resonanz-
beziehungen» geht von der Leitthese aus, dass 
Lehren und Lernen dann und dort gelingt, wo 
Schule zu einem Resonanzraum wird – es 
misslingt (im Extremfall mit den schwerwie-
genden Konsequenzen des Schulversagens 
auf der einen und des Burnout auf der ande-
ren Seite), wo die Interaktionsbeziehungen 
«stumm» bleiben. Rosa untersucht und dis-
kutiert die Bedingungen für die Ausbildung 
beziehungsweise das Verstummen solcher 
Resonanzverhältnisse.

Heinz Bude widmet sich unter dem Titel 
«Im Spannungsverhältnis von Inklusion 
und Exklusion» den Fragen, wie viele Un-
terschiede unsere Gesellschaft erträgt, wie 
viel Gleichheit sie braucht und was das für 
die Schule bedeutet. Was heute in der Bun-
desrepublik Deutschland passiert, so Bude, 
erscheint paradox: Auf der einen Seite ist 
ein erstaunliches Wirtschaftswachstum zu 
konstatieren, auf der anderen Seite mehren 
sich die Nachrichten vom Abschmelzen der 
gesellschaftlichen Mitte, von wachsender 
Kinderarmut und von einer ungerechten 
Verteilung der Bildungschancen. Lässt sich 
vor diesem Hintergrund bereits von einer 
sozialen Spaltung der Gesellschaft sprechen? 
Beschleunigt diese Entwicklung auch in der 
Schule das Spannungsverhältnis von Inklusi-
on und Exklusion?
Anmeldung unter: mail@beltzforum.de

Inklusion sucht Raum
Bereits am 9. und 10. Oktober 2015 findet 
an der Katholischen Universität Eichstätt-
Ingolstadt die Tagung «Inklusion sucht 
Raum» statt. Im Fokus steht dabei die Frage, 
inwieweit Schulräume für die gelingende 
Inklusion hilfreich oder gar unverzichtbar 
sind. Die Tagung versteht sich als ein Forum 
für alle Personen, die sich der Herausforde-
rung der Inklusion stellen und miteinander 
ins Gespräch kommen wollen. 

Mehr Details zu dieser Tagung lassen sich 
mit folgendem Link finden: http://www.
ku.de/fileadmin/120203/PDF/Flyer_Ta-
gung_Inklusion_sucht_Raum-1_NEU.pdf  

Bericht der Fachstelle für 
Rassismusbekämpfung
«Rassistische Diskriminierung in der 
Schweiz» – der alle zwei Jahre erscheinende 
Bericht der Fachstelle für Rassismusbekämp-
fung FRB liefert Grundlagen, Zahlen und 
Fakten, er hilft bei der Planung und dient bei 
Beantwortung von Fragen rund um Rassismus 
und Diskriminierung. Der aktuelle Bericht 
(mit Zahlen von 2014) kann als gedruckte 
Broschüre (D/F/I) bestellt oder im Internet 
heruntergeladen werden: 
http://www.frb.admin.ch> Berichterstattung 
und Monitoring 

Euro-Statistiken zu 
Bildungsthemen
Wer Zahlen und Informationen zu Bildungs-
themen im europäischen Vergleich sucht, 
findet sie auf der Eurydice-Website. Die Platt-
form, welche 2015 neu überarbeitet wurde, 
bietet Informationen und Statistiken aus 37 
Ländern, ausserdem Vergleichsstudien und 
Detailanalysen zu verschiedenen Bildungsthe-
men in Europa: http://ec.europa.eu/eurydice 
Aktuelle Detailinformationen zur Schweizer 
Bildungslandschaft, zum Beispiel zur Anzahl 
Lernenden oder den Abschlüssen, finden 
sich hier: http://www.portal-stat.admin.ch/
isced97/files/de/index.html



22    vpod bildungspolitik 192

fi l
m

e
e
in

e
w

e
lt

Zufl ucht gesucht – Rachel
Ein Film über ein Kind auf der Flucht. Von Peter Meier

D ie 17-jährige Rachel* erzählt im Film «Zu-
flucht gesucht –Rachel» ihre Geschichte 

von Verfolgung und Flucht. Weil sie und ihre 
Familie als Christen in ihrem mehrheitlich 
muslimischen Land diskriminiert werden, 
flüchten sie nach Europa. Vorerst führen sie 
dort ein normales Leben. Nachdem sie ins 
Gefängnis gesteckt, dann aber wieder freige-
lassen werden, leben sie in ständiger Angst. 
Nach der zweiten Verhaftung werden sie 
zurück in ihr Heimatland ausgewiesen. Dort 
sind sie alles andere als willkommen. Schliess-
lich entscheidet sich die Familie, nochmals 
zu flüchten. Wieder in Europa, erhalten sie 
eine definitive Aufenthaltsgenehmigung und 
können endlich ein normales Leben führen. 
Rachel besucht die Schule und möchte später 

Anwältin werden, um Menschen zu helfen, 
die sich in einer ähnlichen Lage befinden 
wie sie. 

Formale Gestaltung: ein 
animierter Dokumentarfi lm
Der Film macht Rachels Angst und die Un-
gewissheit gut nachvollziehbar. Einerseits, 
weil ihre (englische) Originalstimme sehr 
authentisch und real wirkt (in der deutschen 
Synchronisation geht dies jedoch verloren). 
Dank der freien Umsetzung durch die Ani-
mation gelingt es andererseits, Situationen 
und Gefühle aus der Perspektive von Rachel 
darzustellen und entsprechend subjektiv 
zu gewichten. Die Zeichnungen verleihen 
Rachels Worten so eine zusätzliche, künstle-

rische Dimension. Ihre Angst wird zum Bei-
spiel dadurch visualisiert, dass die Beamten 
und Polizisten riesengross und bedrohlich 
gezeichnet sind. Neben inhaltlicher Arbeit 
zum Thema Flucht und Menschenrechte kann 
der Film deshalb auch gut für medienpädago-
gische Zwecke eingesetzt werden.
Die Filmlänge von nur fünf Minuten er-
möglicht es, sich den Film mehr als einmal 
anzuschauen und dadurch neue Details 
zu entdecken. Er eignet sich dank der Syn-
chronfassungen auch gut für den Fremd-
sprachenunterricht (Englisch, Französisch, 
Italienisch).

*Rachel ist ein biblischer Name hebräischer Herkunft und bedeutet 

Mutterschaf; die russische Form Rachil bedeutet Rat (Ratgeber) und 

Burg (Zufl ucht).
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•   können diskutieren, welche Auswirkungen 
Migration auf die betroffenen Personen und 
die Aufnahmegesellschaft hat.
RZG 8 | Demokratie und Menschenrechte 
verstehen und sich dafür engagieren:
•  Die Schülerinnen und Schüler kön-
nen die Entwicklung, Bedeutung und Be-
drohung der Menschenrechte erklären.

Überfachliche Kompetenzen:

Die Aufträge fördern überfachliche Kom-
petenzen wie eigenständiges Handeln (sich 
als Teil der Welt erfahren, eigene und 
fremde Werte refl ektieren, Verantwortung 
übernehmen), interaktive Anwendung von 
Medien und Mitteln (interdisziplinäres und 
mehrperspektivisches Wissen aufbauen, 
vernetzend denken, vorausschauend denken 
und handeln) sowie interagieren in hete-
rogenen Gruppen (Perspektiven wechseln, 
nachhaltigkeitsrelevante Fragestellungen 
gemeinsam bearbeiten, gesellschaftliche 
Prozesse mitgestalten).

Didaktische Anregungen 
Hinweis: Weitere Anregungen, Arbeitsblät-
ter und Kopiervorlagen befi nden sich auf 
der DVD «Kinder auf dem Weg» und auf
www.fi lmeeinewelt.ch

Auf der Flucht 
– Ein Leben in Angst
•  Vor dem Film: Das vorhandene Wissen der 
SchülerInnen bezüglich Flucht/Migration 
und religiöse Diskriminierung abrufen. Fra-
gen dazu sammeln und an der Tafel festhalten.
•  Die SchülerInnen auf die Form des Kurz-
films und die besondere Gestaltung als 
Animationsfi lm einstimmen. 
•  Ein zweites Visionieren ist angesichts der 
Kürze des Films sinnvoll.
•  Stumme Auswertung: Unmittelbar nach 
dem Film versuchen die SchülerInnen indivi-
duell ihre Eindrücke, Reaktionen und Fragen 
mit farbigen Stiften auf lange Papierbogen zu 
zeichnen. Alle Formen des künstlerischen 
Ausdrucks sind erlaubt. Ziel ist, ohne zu spre-
chen seine eigenen Gefühle auszudrücken. 
•  Auswertung im Plenum: Die SchülerInnen 
schauen sich die Zeichnungen und Schriften 
an; dann können sie, falls gewünscht, ihre 
Darstellungen kommentieren oder Fragen zu 
andern stellen.

Darstellung der Flucht und des Lebens 

in Angst

•  Folgende Fragen zum Animations-
film in kleinen Gruppen diskutieren: 
Weshalb wählte man die Form des Ani-
mationsfilms für eine dokumentarische 
Geschichte? 
Wie werden Emotionen im Film dargestellt, 
zum Beispiel die Angst vor Polizei und Behör-

den oder die Angst, wieder zurückgeschickt zu 
werden? Trägt diese Form dem belastenden 
Thema Rechnung, fühle ich mich angespro-
chen? Was bringt diese Form zusätzlich?
•  Auswertung im Plenum: Resultate auf 
einem separatem Papierbogen festhalten und 
zu jenen der stummen Auswertung hinzufü-
gen.
•  Die Lehrperson präsentiert kurz ein paar 
Zahlen und Fakten zu der Flüchtlingssituati-
on weltweit und die jeweiligen Fluchtgründe. 
Variante: SchülerInnen machen in den glei-
chen Gruppen eine Internetrecherche.
•  Die SchülerInnen überlegen sich in Klein-
gruppen, aus welchen Gründen sie selber ihr 
Land verlassen und in ein anderes fl üchten 
würden. Was wäre ihnen wichtig im neuen 
Land? Was wären die Voraussetzungen, dass 
sie sich wohlfühlen würden? Kinder mit 
Migrationshintergrund können von ihrer 
Migration und den Gründen erzählen sowie 
davon, was ihnen geholfen hat/wichtig war im 
neuen Land – ein behutsames Vorgehen und 
Rücksicht auf die Kinder ist hier angezeigt.
•  Im Englischunterricht kann die englische 
Version des Films mit der Originalstimme der 
echten Rachel gezeigt werden.

Kinderrechte 
– das Recht auf Bildung
•  Die 10 grundlegenden Kinderrechte (-> 
Kopiervorlage) vergrössert ausdrucken und 
gut sichtbar im Klassenzimmer aufhängen.
•  Im Plenum herausfi nden, welche dieser 
Rechte im Film vorkommen.
•  Diskussion über das Recht auf Bildung: Was 
bedeutet dieses Recht für Rachel? Wodurch 
wird es eingeschränkt? Gibt es Unterscheide 
zwischen hier und Zentralasien? In welchem 
Land könnte die Geschichte spielen?
•  Einen Bezug zu unserer eigenen Situation 
herstellen. Was bedeutet das Recht auf Bil-
dung für uns, welchen Stellenwert hat es für 
uns?
•  Wozu will Rachel ihre Bildung nutzen? 

Positionenspiel / Soziometrische 

Übung

Im Schulzimmer wird auf dem Boden mit 
Klebeband eine Linie markiert. Am einen 
Ende wird «Ich stimme zu» hingeschrieben, 
am anderen Ende «ich stimme nicht zu». Die 
Lehrperson verliest anschliessend verschie-
dene (durchaus auch polemische) Aussagen, 
zu denen sich die SchülerInnen auf der Linie 
positionieren müssen. Die Lehrperson fordert 
einzelne SchülerInnen auf, ihre Position zu 
erläutern. Anders positionierte SchüleInnen 
können darauf reagieren und ihre eigene 
Position vertreten. Ziel ist eine Diskussion um 
den Sinn der Schule, um geeignete Formen 
des Lernens und um kreative Ideen, wie man 
sich eine «gute Schule» vorstellt. Mögliche 
Aussagen auf www.fi lmeeinewelt.ch  

film

Zuflucht gesucht – Rachel. 
Animierter Dokumentarfilm von Andy 

Glynne, Grossbritannien 2012, 6 

Minuten, geeignet ab 14 Jahren / 

Zyklus 3

Sprachen: Englisch, Deutsch, 

Französisch, Italienisch

Dieser Film ist auf der DVD «Kinder 

auf dem Weg» mit weiteren 6 Filmen 

zu Bildung, Kinderrechten und 

Kinderalltag erhältlich (Preis: Fr. 60.-). 

Er ist zudem auf dem VOD-Portal zur 

Miete (Streaming oder Download) 

verfügbar: www.filmeeineweltvod.ch

Verkauf und Verleih (DVD):

éducation21, Tel. 031 321 00 22, 

verkauf@education21.ch

Ausführliche Informationen: 

www.filmeeinewelt.ch

Zielgruppe: 3. Zyklus 
(7. bis 9. Klasse)

Lernziele:
•  Formulieren, was das Recht auf Bildung für 
Rachel bedeutet und welche Unterschiede es 
zur Situation in der Schweiz gibt.
•  Eine eigene Haltung zur Schule einnehmen 
und diese erläutern können.
•  Ausgehend von einer Zusammenstellung 
der 10 wichtigsten Kinderrechte überprüfen, 
welche Kinderrechte im Film vorkommen / 
nicht vorkommen.

Lehrplanbezug
ERG 3 | Spuren und Einfl uss von Religionen 
in Kultur und Gesellschaft erkennen:
•  Die Schülerinnen und Schüler können 
Rolle und Wirkungen von Religionen und Re-
ligionsgemeinschaften in gesellschaftlichen 
Zusammenhängen einschätzen. 
ERG 4 | Sich mit Religionen und Weltsichten 
auseinandersetzen:
•  Die Schülerinnen und Schüler können sich 
in der Vielfalt religiöser Traditionen und Welt-
anschauungen orientieren und verschiedenen 
Überzeugungen respektvoll begegnen.
•  Die Schülerinnen und Schüler können 
Weltsichten und Weltdeutungen refl ektieren.
RZG 2 | Lebensweisen und Lebensräume 
charakterisieren:
•  Die Schülerinnen und Schüler können 
Bevölkerungsstrukturen und -bewegungen 
einordnen. 
•  können aktuelle Bevölkerungsbewegungen 
erkennen, diese räumlich und zeitlich struktu-
rieren, sowie Gründe für Migration erklären 
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